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Badischer Landtag.
- Zweite Kammer . —

RS«, öffentliche Sitzung
am Dienstag , den 10 . Juli 1906 .

Tagesordnung :
Anzeige neuer Eingaben . Sodann
1. Beratung über die geschäftliche Behandlung der am 5 . Jrili

d. I . eingebrachten Resolution der Abgg . Frank und Gen . in
betreff des Mainkanalisierungsvertrags zwischen Preußen und
Bayern (Drucksache Nr . 20 d ) ;

2 . Beratung des mündlichen Berichts der Budgetkommission
über den Nachtrag zum Spezialbudget des Eisenbahnbaues
^Drucksache Nr . 7 c und 18 d ) . Berichterstatter : Abg .
Pfefferte ;

3. Beratung des Berichts der Sonderkommission über den
Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse des
Canitätspersonals ( Aerzteordnung ) ( Drucksache Nr . 61 ) , so¬
wie über die aus diesem Anlaß an die Kammer gerichteten Pe¬
titionen ( Drucksache Nr . 61a . ) Berichterstatter : Abg . Reb¬
mann .

Am Regierungstisch : Präsident des Großh .
Ministeriums des Großh . Hauses und der auswärtigen
Angelegenheiten Geh. Rat Frhr . von Marschall ,
Generaldirektor Geh . Rat Roth , Ministerialdirektor
Schulz , Baudirektor Wasm er , Betriebsdirektor
Engler , Oberregierungsrat Henn ; später : Minister
des Innern vr . Schenkel , Geh. OberregierungsratDr. G lo ckn er , Obermedizinalrat vr . Greifs .

Präsident vr . Wilckens eröffnet die Sitzung um 9 Uhr
20 Minuten vormittags .

Neue Einläufe sind nicht vorhanden.
Die Resolution zu Ziffer 1 der Tagesordnung

wird auf Antrag des Abg . vr . Binz der Budget -
lvmmission überwiesen .

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung ruft der Präsident
die einzelnen Positionen des Nachtragsbudgets der Reihe
"ach auf und stellt sie zur Diskussion.

Es erhalten das Wort :
Zu Badisches Bahnnetz Titel l Neue Bahnen, Z 1 ,

Nebenbahn Walldürn —Hardheim , i . Teilforderung :
Berichterstatter Abg . Pfefferte (natl.) : Namens der

8udgetkommission habe ich die Ehre , Bericht zu erstatten

über den Nachtrag zum Spezialbudget des Eisenbahn¬baues pro 1906/07 , der in Ausgabe 21 Positionen mit
8 595 300 M . und in Einnahme 6900 M . umfaßt.

Da dieser Nachtrag verschiedene größere Positionen
enthält , wäre es wünschenswert gewesen , darüber einen
schriftlichen Bericht zu erstatten, aber die Kürze der Zeit
hat solches nicht erlaubt . Auf Vorschlag der Kommissionwurde nur ein ganz kurzer Bericht, Drucksache 15 k, aus¬
gegeben , der die Anträge der Kommission und einige
Bemerkungen, sowie eine Darstellung der Großh . Regierung
enthält , auf welch letztere ich noch zurückkommen werde.

Uebergehend zu § 1 , Nebenbahn Walldürn—Hardheim,
möchte ich darauf Hinweisen, daß diese Position auf dem
Gesetz beruht, das wir kürzlich fertiggestellt haben . Es
ist hier eine Teilforderung von 50 000 M . vorgesehen.
In der Kommission sind Bedenken erhoben worden,warum nur ein so kleiner Betrag angefordert worden ist,
so daß es nicht möglich sein wird, diesen Bahnbau rasch
zur Vollendung zu bringen . Darauf hat die Großh.
Regierung mitgeteilt, daß die Erfahrung gezeigt habe,
daß, abgesehen davon, daß schon die Ausarbeitung der
Detailpläne längere Zeit in Anspruch nehmen wird ,namentlich der Geländeerwerb, welcher durch die In¬
teressenten zu besorgen ist, längere Zeit in Anspruch
nehmen wird , und daß es daher wahrscheinlich sei, daßvor dem nächsten Landtag ein Eintreten in den eigent¬
lichen Bau nicht erfolgen kann . Die Großh . Regierung
hat sich aber bereit erklärt, für den Fall daß das Grund¬
erwerbsgeschäft rascher vorwärts gehen sollte und früher
zum Bau geschritten werden könnte, die nötigen Mittel
für den Bau sich durch Administrativkredite zu beschaffen .Die Kommission ist damit einverstanden und stellt den
Antrag auf Genehmigung der Budgetanforderung .

Zu Z 2, Bahn Ueberlingen—Landesgrenze. Nach¬
forderung :

Berichterstatter Abg . Psesferle (natl.) : Die Anforde¬
rung beruht auf zwei verschiedenen Verhältnissen . Es
handelt sich einerseits um eine Entschädigungsforderung
anläßlich einer Straßenverlegung bei Fortsetzung der
Bodenseegürtelbahn auf der Gemarkung Ueberlingen .Der hieraus erwachsende Aufwand ist mit 15000 Mark
angeschlagen .

Dann ist eine zweite Position darin enthalten, die aus
einem Rechtsstreit herrührt ; die durch ein schiedsgericht -
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liches Verfahren entstandenen Kosten und aufgelaufenen
Zinsen belaufen sich auf 4300 Mark . Das macht also
zusammen 19 300 Mark . Die Kommission stellt den An¬
trag auf Genehmigung .

Zu Titel II , bestehende Bahnen , 8 3 Kauf der Maxau¬
bahn :

Berichterstatter Abg . Pfefferte (natl .) : Die Be¬
urteilung dieser Budgetanforderung erheischt, daß eine
Reihe von Vorbedingungen in Betracht gezogen werden ,
um sich darüber schlüssig machen zu können , ob diese An¬
forderung gerechtfertigt ist .

Zunächst hat man sich zu vergegenwärtigen , daß die
jetzt bestehende Maxaubahn nicht mehr diejenige Anlage
ist , als die sie auf Grund des Gesetzes vom Jahre 1860
s . Zt . erstellt wurde . Damals war die Bahn eine Per¬
sonen - und Güterbahn von Mitte Rhein bis zum Haupt¬
bahnhof Karlsruhe . Als im Jahr 1895 die Bahnhof¬
verhältnisse um Karlsruhe anderweitig geregelt wurden ,
als der Güterverkehr aus dem Personenbahnhof Karls¬
ruhe entfernt wurde , war es nötig , auch den Güterver¬
kehr der Maxaubahn der Stadt teilweise abzunehmen
und ihn von Mühlburg ab mittelst einer besonderen
Bahn über den Westbahnhof in den GLterbahnhof ein¬
zuleiten . Die Bahn besteht nunmehr aus zwei Teilen ,
einer Personenbahn , die vom Mitte Rhein bis zum
Hauptbahnhof Karlsruhe geht , und einer Güterbahn von
Mitte Rhein bis Mühlburg . Aehnliche Verhältnisse sind
jetzt wieder vorhanden in dem Augenblick , wo man dazu
übergeht , den .Hauptbahnhof Karlsruhe zu verlegen . Der
Personenverkehr der Maxaubahn kann natürlich dann
nicht mehr - in den alten Personenbahnhof herein¬
geleitet werden ; die Bahn soll in der Weise abgeändert
werden , daß die Personenbahnlinie von Mühlburg ab
bis zum Westbahnhof längs der Güterbahn geleitet und
von dort ab in einem Bogen über Bulach und Beiert¬
heim in den neuen Personenbahnhof beim Lauterberg
eingeführt wird .

Die Veränderung hat es nötig gemacht , mit der Stadt
Karlsruhe in Verhandlungen zu treten . Diese Verhand¬
lungen haben stattgefunden und auch zu einem Ergebnis
geführt . Es ist ein Kaufvertrag zustande gekommen und
der Betrag von 3193 000 M . als Kaufpreis festgesetzt
worden . Bei der Beurteilung dieser Berechnung ist zu¬
nächst notwendig , auf das Gesetz vom Jahre 1860 und
die Konzessionsbedingungen hinzuweisen . Diese sind ver¬
schieden . Im Gesetz selbst ist im Artikel 2 Absatz 1 vor¬
gesehen : „ Ein Ankauf der Bahn von Seiten des Staates
kann höchstens um den 20 fachen Betrag des Reinertrags
der Bahn , wie sich solcher aus dem Durchschnitt der letzten
10 Jahre berechnet , stattfinden , insofern der letztere als
ein nachhaltiger erscheint . "

In der Konzession vom Jahre 1861 wurde im Ar¬
tikel 18 bestimmt : „ Wenn ein Ankauf der Bahn von
seiten des Staates demnächst stattfinden sollte , so kommen
die Bestimmungen des Artikels 2 des Gesetzes vom
6 . September 1860 in Anwendung . Die Gemeinde ist
verpflichtet , die Bahn an den Staat abzutreten , wenn dies
im öffentlichen Interesse liegt . In diesem Fall wird ihr
volle Entschädigung geleistet . "

Sie sehen, es sind hier zwei ganz verschiedene Ent¬
schädigungsbestimmungen enthalten . Einerseits ist das
20fache des Reinertrages von 10 Jahren zu Grunde
gelegt , andererseits eine volle Entschädigung . Das rührt
nach den Erläuterungen der Großh . Regierung gemäß
den Ministerialakten daher , daß seinerzeit , als die Stadt
die Bahn erstellen wollte und um die Konzession nach¬
suchte, man in Kreisen der Volksvertretung der Meinung
war , daß das ein sehr schlechtes Geschäft sein würde .
Man hat Bedenken gehabt und hat angenommen , daß
die Stadt Karlsruhe recht bald kommen und verlangen

werde , man solle ihr die unrentable Bahn wieder
nehmen ; deshalb hat man hier Bestimmung getrvi
die verhindern sollte , daß,das so leicht gehen kg
Es ist interessant , wenn man aus den Erj
terungen hört , daß im gleichen Jahre für
Wiesentalbahn , die auch als Privatbahn gebaut wu,
ganz andere Bedingungen gesetzlich festgesetzt wu«
Dort war das 25 fache des durchschnittlichen Reinerh
der letzten 5 Jahre vorgesehen , also viel günstigere ^
aussetzungen wie bei der Maxaubahn . Andererseits
man in der Konzession auch festgesetzt , daß , wenn
Staat die Bahn im öffentlichen Interesse erwerben nr
er die volle Entschädigung gewähren müsse . Das y
die Richtschnur für die Großh . Regierung zur Abfafft
des Vertrages . Derselbe ist aber jetzt so normiert, -
er tatsächlich auf der Entschädigung des 20 fachen z
träges des Reinertrages basiert .

Die in Betracht kommenden Verhältnisse sind nunH
verwickelter Natur insofern , als man einmal er»^
muß , daß die Stadt auf jeden Fall nicht ^
gezwungen werden können , die Personenbahn , die s,r
Grund der Konzession in den jetzigen Hauptbahnhos tz
einführen darf , nach Verlegung des Personenbahnhof
oben erwähnter Weise auf ihre Rechnung umzubauen z
zu betreiben ; auf keinen Fall wird die Stadt dazu konU
einen derartigen Antrag zu stellen . Damit ist aber !
Berechnung der geringeren Entschädigung hinfällig ; /,
Staat wäre gezwungen , die Bahn auf alle F .
kaufen und die volle Entschädigung zu zahlen . Ander ,
seits liegt es im allgemeinen Interesse des Staates, !
die Strecke der Maxaubahu von Mühlburg bis x
Rhein als Turchgangsbahn in das Staatsbahnnetz i
genommen wird , und es wäre für diesen Fall :i
Staat die volle Entschädigung zu bezahlen . Würde >
Ankauf der Bahn erst in dem Augenblick stattgefu «
haben , wo der neue Personenbahnhof Karlsruhe je
gestellt sein würde , so hätte man der Stadt jedenf .
für die Strecke von Mühlburg bis zum Personenb .
Hof die volle Entschädigung gewähren müssen , weilr
die Abtretung der Bahn nicht mehr hätte verlai
können , da die Bahn als dem öffentlichen Ver!
dienende Bahn eingehen soll . Anderseits wäre auch
Buchung des Reinertrags für die Strecke Mitte R!
bis Mühlburg von einer großen Bedeutung für
Abrechnung gewesen ; denn die eine Strecke vom Rs
bis Mühlburg hat Personen - und Güterverkehr ,
andere hat nur Personenverkehr . Nach den voi
nommenen Ermittelungen verursacht der Betrieb der T
strecke Mühlburg — Hauptbahnhof einen durch die i
nähme nicht gedeckten Kostenaufwand , der aus der and«
Strecke mit dem Güterverkehr zur Zeit gedeckt m
da die Betriebskosten der ganzen Strecke gemeinschasi
berechnet worden sind . Es wäre aber eine ganz an!
Rechnung zu machen gewesen , wenn die Sie
Mühlburg bis Mitte Rhein für sich hätte berecli
werden müssen , weil der Betriebskoeffizient für d
Strecke für sich allein ein günstigerer ist . Da n>
natürlich für diese Strecke ein viel besseres Geschäft
die Stadt herausgekommen und man hätte hierfür
höhere Entschädigung geben müssen .

Andererseits sind umgekehrt in der letzten Zeit t
hältnisie bezüglich des Reinertrags der Maxaubahn
getreten , die für die Stadt nachteilig gewesen sind ,
zwar seit dem letzten Jahre . Am 1 . Juli 1905 ist
Uebereinkommen der deutschen Eisenbahnverwaltw
bezüglich der Umleitung des Güterverkehrs in 8>
getreten . Nach demselben hat man den Gütervei
der Maxaubahn tunlichst deshalb entzogen , weil
Schiffbrücke bei Maxau öfters BetriebsstörB
brachte und die über die Brücke führende Linie l
eingleisig ist . Man hat sich dahin geeinigt ,
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der Güterverkehr im großen und ganzen nicht
mehr über die Maxaubahn geleitet werde , sondern
größtenteils über die zweigleisige Germersheimer Linie ,
die eine feste Brücke hat . Das ist nun eine An¬

gelegenheit , die dem Staate Vorteile gebracht hat , der
Stadt aber Nachteile . Die Bahn ist bei diesem Abkom¬
men der deutschen Eisenbahnverwaltungen als Staats¬
bahn angesehen , also so behandelt worden , als ob sie dem
Staate gehörte , und insofern hat das Abkommen für
den Staat keinen Nachteil gehabt , weil eben der Verlust ,
der bei der Maxaubahn eingetreten ist , auf der Bahn
über Germersheim für den Staat wieder gewonnen wor¬
den ist . Für die Stadt aber ist ein großer Ausfall ent¬
standen , der nach der Berechnung der Großh . Regierung
sich auf einen Brutto - Ausfall von 150000 Mark beläuft .
Der Betriebskoeffizient der Maxaubahn ist im Durch¬
schnitt von 1896 bis 1904 67 Proz, ; nimmt man an ,
daß infolge des Wegfalles jenes Verkehrs ungefähr in
diesem Verhältnis sich auch die Betriebskosten vermindert
hätten , so würde der 'Ausfall der Reineinnahmen rund
50000 Mark betragen haben . Das ist also der Betrag ,
den man , wie die Großh . Negierung angenommen hat ,
billigcrweise bei dem Abkommen der Stadt hätte in Be¬
rechnung ziehen müssen . Um den beiderseitigen Interessen des
Staates und der Stadt in anderer Weise Rechnung zu tragen ,
wurde der Vorschlag gemacht , daß der Staat die Bahn zu
demjenigen Preise zurückkaufen ' soll , der sich ergeben
würde , wenn der Erwerb gemäß Artikel 2 des Gesetzes
vom 6 . September 1860 erfolgen würde , also um das
zwanzigfache des durchschnittlichen Reinertrages der rück¬
liegenden Jahre , daß aber bei Ermittlung des nachhal¬
tigen Reinertrags die durch die Abänderung der Ver -
kehrsleitung ab 1 . Juli 1905 eintretende Einnahme¬
minderung unberücksichtigt bleiben soll . Man hat also
sich dahin verständigt , daß der Verkauf , der jetzt zustande
kommt, schon vom 1 . Juli 1905 ab gelten solle . Nun
tritt allerdings der Umstand ein , daß nach dem Gesetz
der Reinertrag der letzten 10 Jahre der Rechnung zu
gründe gelegt werden soll ; aber , wie ich schon gesagt
habe , ist ja im Jahre 1905 eine Aenderung insofern
eingetreten , als dort der Maxaubahn der Güterverkehr
ab Mühlburg teilweise abgenmnmen wurde , was eine
namhafte Aenderung der Erträgnisse bewirkte . Es
sind also nur 9 Jahre gleichmäßige Ertragsverhält¬
nisse vorhanden , und es ist notwendig gewesen , sich auf
den 9 jährigen Durchschnitt zu beschränken . Nach allen
diesen Berechnungen kam die Großh . Regierung dazu ,
den durchschnittlichen Reinertrag der Maxaubahn für
diese Zeit auf 186 296 M . festzustellen . Es sind nun
aber in dieser Zeit noch weitere Verhältnisse eingetreten ,
die ebenfalls in Berücksichtigung gezogen werden mußten ,
da diese Umstände gewisse Einnahmcbestanöteile künftig
nicht mehr erwarten ließen , und daher die Nachhaltigkeit
des Reinertrags beeinflußt :

Erstens Verlegung des Hafenverkehrs von Maxau nach
dem neuen Karlsruher Rheinhafen ab 1 . Juli 1901 ;
zweitens Verrechnung von Güterverkehrseinnahmen , die
die Jahre 1891 bis 1895 betreffen , für das Jahr 1897
infolge von Rückständen in den Abrechnungsarbeiten
früherer Jahre ; drittens die im Jahre 1898 vor¬
genommene Aenderung in der Ermittlung des Anteils
der Privatbahnen aus den Kilometerhesteinnahmen , die
eine Herabminderung des fraglichen Anteils zur Folge
hat- Die Großh . Regierung hat diese drei verschiedenen
Verhältnisse einer genauen rechnerischen Prüfung unter¬
zogen und kam zu dem Resultat , daß hier ein durch¬
schnittlicher Betrag von jährlich 35 530 M . am Rein -
erträgniffe zum Abzug zu bringen sei . Wenn man diese
Abzugssnmme in Rechnung stellt und das 20fache des
Aestreincrtrages in Anrechnung bringt , so ergibt sich ein

von 3 015 320 M . Diese Summe hat der

Staat tatsächlich der Stadtgemeinde angeboten . Es hat
aber nach Antrag der Stadt nochmals eine Nachprüfung
der Berechnung stattgefundenj und zwar durch eine Kom¬
mission , bestehend aus Beamten der Eisenbahnverwaltung
und aus städt . Beamten , und dabei hat sich gezeigt , daß
einige Unrichtigkeiten zum Nachteil der Stadt sichergaben .
Die daraufhin erfolgte Erhöhung des Angebots von
50 000 M . ergab einen Kaufpreis von 3 065 320 M .
Im Kaufvertrag ist dabei bedungen worden , daß der
Kaufpreis vom 1 . Juli 1905 gelten soll , und daß von
jener Zeit bis zur Zeit der Uebergabe eine Zinsentschä¬
digung von 3,55 Proz . geleistet werden solle . Das , ist
derjenige Zinsfuß , den die Stadt nachgewiesenermaßen
für ihr letztes Anlehen aufwenden muß . Die Zinsfumme
ist auf 127 680 M . veranschlagt . Außerdem kommen
» och die Kaufkosten hinzu , so daß die Gesamtanforder¬
ung sich auf 3 193 000 M . beläuft . Das sind die Ver¬
hältnisse , die hier in Betracht gezogen werden müssen ,
um diese Budgctanforderung richtig zu beurteilen .

Die Budgctkommission hat diese Angelegenheit eingehend
geprüft und kam zu der Ueberzeugung , daß bei der Ab¬
fassung des Vertrags sowohl die Interessen des Staates
als diejenigen der Stadt in gleicher , gerechter und be¬
friedigender Weise berücksichtigt worden sind ; sie ist des¬
halb zn der Meinung gekommen , daß der Kaufpreis ein
solcher sei , daß er durchaus vertreten werden könne .
Ich stelle deshalb namens der Kommission den Antrag an
das Hohe Haus , dasselbe möchte dieser Budgetanforderung
zustimmen , wie ja auch die Gemeindeverwaltung der
Stadt Karlsruhe dem Vertrag schon zugestimmt hat .

Der P räsident eröffnet die Beratung und erteilt
das Wort dem Abg . vr . Binz .

Abg . vr . Binz : Herr Präsident , meines Wissens
habe ich mich bis jetzt nicht zum Wort gemeldet . Ich
habe angenommen , daß der einstimmige Antrag der Bud¬
getkommission auch im Hause einstimmig angenommen
werde ; bei der Geschäftslage des Hauses wollte ich mir
Beschränkung auferlegen (Rufe : Ganz richtig !) , so nahe es
mir auch lag , über diese Sache zu sprechen .

Präsident vr . Wilckens : Ich glaube , das Haus
wird dem Herrn Abg . vr . Binz nur dankbar sein
(Heiterkeit ) .

Zu Z 4 : Verlegung der Höllentalbahn bei Freiburg ,
I . Teilsorderung

Berichterstatter Abg . Pfefferte (natl .) : Auch diese
Bauangelegenheit ist keine neue insofern , als sie schon
seinerzeit vorgesehen war , als Mittel für die Verlegung
des Güterbahnhofes Freiburg angefordert wurden . Damals
lautete der Budgettitel : „ Errichtung eines neuen Güter¬
bahnhofs und Verlegung der Höllentalbahn

"
. Einige

Budgets hindurch ist dann diese Bezeichnung für die jewei¬
ligen Teilanforderungen für den Güterbahnhof b Übehalten
worden . In einem späteren Stadium ist dies aber ge¬
ändert worden und zwar auf Antrag der Budgetkommission ,
nachdem die Großh . Regierung die Erklärung abgegeben
hatte , daß , sobald der Güterbahnhof fertig sein würde ,
alsbald die Verlegung dieser Bahn ebenfalls stattfinden
solle . Infolgedessen haben wir hier diese besondere An¬
forderung .

Es ist vorgesehen , daß die Höllentalbahn , die im Weich¬
bild der Stadt insofern sehr mißliche Verhältnisse zeigt ,
als zwischen dem Freiburger Hauptbahnhof und dem
Wiehrebahnhof sich zahlreiche Niveauübergänge befinden ,
hier abgebrochen und eine neue Linie geschaffen werden
soll . Die Bahn soll in südlicher Richtung verlegt werden .
Die projektierte neue Linie zieht zunächst längs der Haupt¬
bahn gegen Basel hin ; alsdann wird sie in einem Bogen

I

F

>

» *

«

5



2834

unter dem Lorettoberg mittelst eines Tunnels durchgeführt,
am Sternenwald, vor der Villa Mittscherlich, tritt sie in
ein zweites Tunnel ein und in der Nähe des Waldsees
mündet sie wieder in die alte Linie ein. Dazu wird not¬
wendig , daß der Wiehrebahnhof gegen den Sternwald hin
verlegt wird , so daß die Stadt möglichst von der Bahn
befreit wird .

In dem Beiheft sind nähere Erläuterungen hierzu
niedergelegt . Die Budgetkommission hat auch diese Bud-
getansorderung geprüft und hat keine Bedenken. Die Stadt¬
verwaltung Freiburg hat dem Abkommen ihrerseits zu¬
gestimmt. Der Vertrag ist so gestaltet , daß die Stadt
das Gelände für die neue Bahnlinie stellt und dafür das
Gelände der alten Linie bekommen wird . Die Baukosten
sind im Ganzen veranschlagt auf 2 600000 M . Hier
ist zunächst nur eine Teilforderung , und zwar der Betrag
von 20 000 M - angefordert ; es handelt sich zunächst noch
um die Vorarbeiten , und es wird erst der nächste Land¬
tag eine größere Anforderung bringen. Namens der
Kommission stelle ich den Antrag auf Genehmigung .

Zu 8 5 : Singen— Schaffhausen II . Gleis, I . Teil-
sorderung :

Berichterstatter Abg . Pfefferle (natl.) : Der dichte
Zugverkehr auf dieser Strecke macht notwendig , daß diese
Bahnlinie ebenfalls ein zweites Gleis bekommen soll.
Bei diesem Anlaß sollen gleichzeitig die beiden Stationen
Thaingen und Gottmadingen wesentliche Erweiterungen
und Umgestaltungen erfahren ; dann soll bei Bichtliugen
eine Haltestelle errichtet werden. Alles Nähere ist in
den Budget-Erläuterungen dargelezt . Ich kann deshalb
über die Einzelheiten hinweggehen und stelle namens der
Budgetkommission den Antrag auf Genehmigung der
Position.

Zu Titel III Stationen 8 6 : Mannheim , Umbau des
Aufnahmegebäudes 1 . Teilforderung :

Berichterstatter Abg . Pfefferle (natl .) : Die Gesamt¬
kosten für den vorgesehenen Umbau werden 200 000 M.
betragen. Es ist vorgesehen, das Aufnahmegebäude zu
erweitern und zwar soll diese Erweiterung hauptsächlich
darin bestehen , daß beide Mittelbauten, der östliche und der
westliche , die in der Straße zurückstehen , in der Weise verändert
und erweitert werden sollen , daß die jetzt vorhandenen Gänge
zu den einzelnen Räumen geschlagen werden und eine
neue Ganganlage in die Straße hinaus eingefügt wird,
die in einer solchen Höhe gehalten wird , daß über dieselbe
hinweg Oberlicht von der Straße her in die Jnnenräume
gelangen kann . Diese Umänderung wird zum Vorteil der
ganzen Anlage sein und ist das Nähere aus dem Beiheft
zu ersehen .

Es ist aber vorgesehen, die Herstellung des Umbaues
erst nach den Festlichkeiten, die nächstes Jahr in Mann¬
heim stattfinden sollen , ins Werk zu setzen, weil man
annimmt , daß für den Fall vorher damit begonnen würde,
solche nicht rechtzeitig fertig werden könnten . Es erscheint
der Eisenbahnverwaltung aber bedenklich , wenn der Um¬
bau in die Zeit der Festlichkeiten des nächsten Jahres
mit ihrem großen Personenverkehr fallen würde, so daß
diese Bauverschiebung wohl berechtigt ist.

Ich habe namens der Budgetkommission dem Antrag
auf Genehmigung der Position zu stellen.

In der Beratung bemerken :
Abg . Mayer - Mannheim (natl.) : Die Anforderung von

200 000 Mark für eine Erweiterung des Personenbahn¬
hofes in Mannheim wird einem sehr dringend gefühlten
Bedürfnis Rechnung tragen , und wir können es nur be¬
grüßen , daß man diese Anforderung gestellt hat . Die
Pläne , die uns in der Budgetkommission vorgelegt wurden,

und die Ihnen der Herr Berichterstatter soeben angedeute!
hat , werden, wie ich hoffe , dem gesteigerten Verkehrsbe-
dürsnis für absehbare Zeit Rechnung tragen . In erster
Linie begrüßen wir in Mannheim auf das freudigste, daß
endlich die Vorhalle , die in dem ursprünglichen Plane
für den Hauptverkehr nach und von den Bahnsteigen ge¬
dacht war , ihrem eigentlichen Zwecke zurückgegeben werden
soll. Durch den Einbau der jetzt in der Vorhalle befind-
liehen Fahrkartenschalter ist dieselbe in einer Weise be¬
schnitten worden , daß sie den Verkehr nicht mehr in vollen ,
Maße dienen konnte . Durch die Entfernung und Ver¬
legung dieser Fahrkartenschalter werden die beiden Aus¬
gangstüren wieder freigelegt und durch die Möglichkeit de,
Benutzung derselben eine wesentliche Verkehrserleichterunz
geschaffen und endlich nach langen Jahren die Ein-
und Ausgänge zu den Bahnsteigen ihrer ursprüngliche ,
Bestimmung zurückgegeben werden. Die Vermehrung da
Fahrkartenschalter von acht auf zwölf wird ein«,
dringenden Bedürfnis Abhilfe schaffen , denn jetzt war n»
schon genötigt an Tagen großen Verkehrs, an Sonntags
Notschalter vor dem Gebäude aus der Straße zu errichte .

In der Vorlage der Regierung ist angedeutet, daß di,
jetzt vorgesehenen Abänderungen nicht alles das enthalte ,
was man am Personenbahnhof in Mannheim an Ver¬
besserungen einzuführen gedenkt . Es ist angedeutet, dq
auch ein Gepäcktunnel, wie er in großen Verkehrsbah »
Höfen üblich ist , erstellt werden soll ; aber es sind di,
Mittel dafür nicht gefordert, mit andern Worten , esF
nicht ausgesprochen, daß dieser Tunnel auch gleichzech
mit den erwähnten Umbauten in Angriff genomnm
werden soll. Auf meine Anfrage in der Budgetkommissi«
ist mir die zutreffende Antwort gegeben worden, daß dich
Einbau des Gepäcktunnels zwar als eine Notwendigkeit
erkannt, aber momentan deshalb noch nicht auszuführen sei
weil nach Beendigung der Arbeiten im RangierbahnU
auch eine Verlegung der Ein- und Ausfuhrgleise fS,
den Personenbahnhof nötig fallen und im engsten Zu¬
sammenhang damit erst die Erstellung dieses Gepäck¬
tunnels nötig sein werde. Ich habe in der Budget-
kommission bereits den Wunsch ausgesprochen und möchi,
ihm auch heute hier im Plenum beredten Ausdruck gebe,
daß man mit Rücksicht darauf , daß die Arbeiten erst Eni»
nächsten Jahres , nach Beendigung der Jubiläumsfestlich¬
keiten , zur Ausführung kommen sollen , die Vorarbeiten sc
fördert, daß dann in möglichst kurzer Zeit die ganz,
Arbeit erledigt werden kann . Für die Beschaffung des
nötigen Materials usw. wird ja ausreichend Zeit sei,
nachdem jetzt schon die Position genehmigt werden wich
sodaß die Arbeiten dann ohne Unterbrechung in kürzester
Frist ausgeführt werden können , ohne daß eine zu lange
währende Verkehrsstörung erfolgt . Wenn es bis zu«
Beginn der Arbeiten möglich wäre , auch . die Frage der
Gleisverlegung und im Zusammenhang damit die Er¬
bauung des Gepäcktunnels noch gleichzeitig zur Ausführung
zu bringen , so würde das jedenfalls sehr wünschensweri
sein, schon deshalb , weil dann nicht eine erneute Verkehrs¬
störung eintritt , wenn die elftere , die durch den Umbau
des Personenbahnhofs selbst verursacht wird , erledigt ist
Ich glaube , daß ich die Bitte an das Hohe Haus richte ,
darf , dieser Position einstimmig ihre Zustimmung zu er¬
teilen .

Abg . Süßkind (Soz .) : Bei diesem Bahnhofsumba ,
vermisse ich die Maßregeln, die die Regierung
vielleicht hätte treffen können , um gleichzeitig mit de«
Umbau die Verlegung der Bahnsteigsperre mit
ins Auge zu fassen. Ich habe schon vor zwei Jahren bei
Beratung des Eisenbahnbaubudgets beanstandet , daß die
Perronsperre in Mannheim absolut nicht den Bedürfnisse,
entspricht . Die ganze Bahnhossanlage und die Bahnhoss¬
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wirtschast liegen in der Sperre drin . Es ist der Wunsch
der Mannheimer , daß bei dem Umbau Fürsorge getroffen
wird , daß der Bahnhof aus der Sperre herauskommt ;
bei dem Umbau müssen die Mittel und Wege dazu ge¬
funden werden . Vor zwei Jahren wurde seitens der Ge¬
neraldirektion der Einwand erhoben , daß die Raumver -
hältnisse nicht die richtigen seien. Aber wenn Sie die
Perrons und die Räume ausmessen , sind die Raumver¬
hältnisse nicht kleiner als in Karlsruhe und nicht viel anders
gelagert als in Heidelberg , trotzdem in diesen Städten
die Wartesäle noch außerhalb der Sperre liegen. Der
Pächter der Bahnhofswirtschaft zahlt den höchsten Pacht¬
preis von sämtlichen badischen Bahnhofsrestaurateuren .
Während aber alle übrigen Bahnhofswirtschaften in Baden
außerhalb der Sperre liegen , liegt dieselbe in Mannheim
innerhalb der Sperre. Mit Ausnahme der Schalter
liegt überhaupt alles in der Sperre. Es ist das nicht
nur ein Schaden für den Restaurateur , sondern ein Miß¬
stand für alle diejenigen , die Bekannte zur Bahn bringen
oder Bekannte von der Bahn abholen . Diese Leute
muffen stets eine Bahnsteigkarte lösen , oder , was das
Gewöhnliche ist , sie werden vor dem Bahnhofausgang auch
bei schlechter Witterung den Besuch erwarten . Da jetzt
ein Umbau geplant ist , wäre es doch Aufgabe der General¬
direktion, Vorsorge zu treffen, daß den Beschwerden , die
schon vor längerer Zeit seitens der Handelskammer und
des Stadtrats bei der Regierung vorgebracht wurden,
und die auch von mir vor zwei Jahren vorgetragen
wurden , abgeholfen wird.

Generaldirektor Geh. Rat Roth : Die Einrichtung
der Bahnsteigsperre ist in Mannheim im Einverständnis
mit dem Stadtrat und der Handelskammer getroffen
worden. Von Beschwerden des Stadtrats und der
Handelskammer, die demnach ihre frühere Stellungnahme
zurückgenommen hätten , ist der Eisenbahnverwaltung
nichts bekannt . Solange nicht von diesen berufenen Ver¬
tretern der Mannheimer Interessenten eine Anregung
kommt , haben wir keinen Anlaß , von dem angenommenen
System der Sperre abzugehen. Die Interessen des Bahn¬
hofswirts dürften dabei kaum den Ausschlag geben .

Abg . Pfeisfle (Soz .) : Der Herr Generaldirektor
hat darauf hingewiesen , daß die Bahnsteigsperre
in Mannheim im Einverständnis mit dem Stadtrat und
der Handelskammer eingerichtet worden sei . Das ist
wohl ganz richtig ; aber man hat damals in den betei¬
ligten Kreisen die Wirkung nicht voraussehen können ,
die jetzt eingetreten ist . Die Bahnsteigsperre war damals
etwas vollständig Neues , so daß man die möglichen
Folgen derselben nicht übersehen konnte . Ich bin davon
überzeugt, daß , wenn heute Stadtrat und Handelskam¬
mer wieder darüber befragt würden , diese Befragung
heute zweifellos ein anderes Ergebnis haben und nicht
mehr zustimmend ausfallen würde . Ich für meine Per¬
son weiß nicht, aus welchen Gründen die Bahnsteig¬
sperre gerade auf der Station Mannheim eine andere
ist , als auf allen anderen Stationen . Bei allen anderen
Stationen befindet sich die Bahnsteigsperre außerhalb
des Perrons ; nur bei uns in Mannheim befindet sich
dieselbe innerhalb des Aufnahmegebäudes und befindet
sich eine besondere Barriere vor den Wartesälen . Be¬
sonders geschädigt ist der Bahnhofrestaurateur, er
erleidet dadurch ganz wesentlichen Nachteil. Es ist richtig,
daß , worauf der Herr Kollege Süßkind schon hingewiesen
hat , der dortige Bahnhofrestaurateur den höchsten Pacht
im Lande zahlt. Das kommt daher, daß die Pachtzeit
erst vor kurzem abgelaufen war und die Pacht an einen
"men Pächter zur Versteigerung gekommen ist . Der
nähere Restaurateur ist nicht mehr darauf eingegangen,
die Pachtsumme erschien ihm zu hoch . Das eine ist

sicher , wenn er vorher auf seine Kosten gekommen wäre ,
hätte er auch den neuen Pachtvertrag wieder über¬
nommen. Aber der Mann hat praktische Erfahrungen
gehabt, er hat gesehen, daß es nicht mehr auf die Höhe
seiner Auslagen kommt ; und dieser Umstand ist in der
Hauptsache gerade auf die Bahnsteigsperre zurückzuführen.
Damit muß die Generaldirektion heute schon rechnen .
Wenn die Pachtzeit des heutigen Pächters abläuft, wird
auch dieser nicht mehr geneigt sein , die Bahnhofswirtschaft
zum heutigen Pachtpreise zu übernehmen. In erster
Linie wird also der Restaurateur geschädigt und
in zweiter Linie aber auch die Generaldirektion .
Jedenfalls wird also , wenn die Pachtzeit abge¬
laufen ist , die Generaldirektion nicht mehr den Pachtzins
einnehmen, den sie jetzt einnimmt . Wir in Mannheim
begreifen es einfach nicht, weshalb die Verhältnisse in
Mannheim so gelagert sein sollen , daß die Perronsperre
nicht außerhalb des Bahnhofsgebäudes angebracht werden
kann . Im Interesse des Verkehrs, aber auch der Bahn¬
hofrestauration , möchte ich dringend eine Aenderung
wünschen . Denn wenn die Bahn von dem Restaurateur
einen hohen Pachtzins anfordert, dann liegt auch eine
Verpflichtung für die Eisenbahnverwaltung vor, die
Bahnhofrestauration auch solchen zugänglich zu machen ,
die nicht gerade mit den Zügen fortfahren , wie das auch
an anderen Orten der Fall ist . Ein großer Teil der
Leute , die Verwandte und Bekannte abholen und die
Bahnhofrestauration besuchen würden, nehmen jetzt davon
Abstand und gehen in der Nähe in das erste beste
Restaurant , und dadurch gehen dem Bahnhofrestaurateur
ganz bedeutende Einnahmen verloren . Ich möchte da¬
her den Wunsch aussprechen , daß diesen Mißständen
abgeholfen wird, ehe die neue Pachtzeit kommt .

Abg . Süßkind (Soz. ) : Die Antwort , die der Herr
Generaldirektor gegeben hat, kann ich nur als eine Verlegens -
antwort bezeichnen und zwar deshalb, weil er keinen Grund
angegeben hat, warum die Bahnsteigsperre gerade an jener
Stelle anfängt , wo sie nicht ansangen sollte, im Gegen¬
satz von Heidelberg und Karlsruhe , wo meines Er¬
achtens die Verkehrsverhältnisie mindestens so stark
sind, vielleicht zeitweilig noch stärker , wie im Bahnhof
Mannheim . Wenn keine besonderen Wünsche geltend
gemacht worden sind seitens der Stadtgemeinde und
der Handelskammer Mannheim , so mag das daher rühren,
weil man zum Voraus weiß , wie derartige Mannheimer
Wünsche beantwortet werden , und wie ihnen nachge¬
kommen wird . Wir wissen wohl , daß man auf solche
Wünsche bei der Generaldirektion wenig gibt, und daß
sie in den meisten Fällen ihre Maßnahmen trifft , ohne
besondere Rücksicht auf die Stadtverwaltung zu nehmen.
Mit diesem Standpunkt haben wir uns in Mannheim
einigermaßen abgesunden , aber davon dürfen Sie über¬
zeugt sein : So lange wir in Mannheim in dieser Hin¬
sicht anders behandelt werden wie die anderen badischen
Städte, so werden wir bei späteren Budgetberatungen
diesen Punkt immer wieder von neuem erörtern , bis die
Regierung sich einmal erklärt, aus welchen technischen
Gründen sie diese Verhältnisse hier im Gegensatz zu den
anderen Bahnhöfen bestehen läßt .

Das Schlußwort erhält der Berichterstatter
Abg . Pfefferte (natl .j : Ueber die Angelegenheit

der Bahnhofsperre und die Wirtschaftsangelegenheit ist in
der Kommission nicht gesprochen worden , ich persönlich
kenne aber die Verhältnisse nicht genügend , um mich
darüber ausznlassen ; ich nehme aber an , daß die Großh .
Eisenbahnverwckltung schon das Richtige treffen wird .

Zu 8 7 : Mannheim , neuer Rangierbahnhof, Erstellung
von Wärter - und Arbeiterwohnhäusern:
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Berichterstatter Abg . Pfefferte (natl .) : Die Anfor¬
derung , die hier gemacht wird bezüglich der Erstellung
von Wärter - und Arbeiterwohnhäusern
auf dem neuen Rangle rbahnhos Mann¬
heim ist im Beiheft , das uns zum Nachtrag übergeben
worden ist , des näheren erläutert . Die Darlegungen der
Regierung zu dieser Forderung im Beiheft gipfeln haupt¬
sächlich darin , daß die Stellwerksanlagen einen außer¬
ordentlich großen Umfang angenommen haben , der ein
größeres Personal erheischt . Für dieses sollen nun teilweise
neue Wohnhäuser geschaffen werden und ebenso für
Arbeiter ; cs sind 5 verschiedene Wohngebäude vorge¬
sehen , nebst 2 Stallgebäuden . Die Geländestellung
fällt hier weg , da die Eisenbahnverwaltung das Gelände
schon besitzt , und es ist also nur für die Erstellung der
Gebäude der Betrag von 379 600 Mk . erforderlich . Was
die Bedürfnisfrage anbetrifft , so ist auch in dem Er¬
läuterungsheft darauf hingewiesen , daß die Mannheimer
Arbeiterschaft die Erbauung dieser Wohnhäuser mehrfach
dringend begehrte , was auch bei dem weiten Abliegen
des Rangierbahnhofs gleich wie bei dem Zentralgüter¬
bahnhof anerkannt werden muß .

Ferner ist noch hervorzuheben , daß der Betrag von
127 500 Mk . , der auf dem letzten Landtag bewilligt
worden ist , anheimfallen kann , worauf schon bei der
Beratung der Nechnungsergebnisse hingewiesen wurde .
Ich habe namens der Budgetkommission oen Antrag
zu stellen auf Genehmigung der Position .

Abg . Süßkind ( Soz .) : Ich habe bei der Beratung
über den Budgetposten Rangierbahnhof in Mannheim
einen Fall vorgebracht , wie sich ein höherer Beamter in
die Arbeitsverhältniffe der Arbeiter eingemischt hat ; viel¬
leicht ist die Regierung in der Lage , heute , nachdem etwa
12 Tage seit der Mitteilung im Landtage verflossen sind ,
bei diesem Punkt näheren Aufschluß geben zu können ,
welche Abhilfemaßnahmen sie ergriffen hat .

In Bezug auf die Erstellung von Wärter - und
Arbeiterwohnhäusern möchte ich wünschen , daß hier
einigermaßen nach den Grundsätzen , wie wir sie bei der
Beantwortung der Interpellation bezgl . des Submissions -
wesenz aufgestellt haben , verfahren wird , daß in aller¬
erster Linie die badischen Unternehmer bei gleichen Be¬
dingungen berücksichtigt werden , und daß auch darauf
Rücksicht genommen wird , daß diejenigen Unternehmer ,
denen die Sache übertragen wird , auch die richtigen Löhne
bezahlen . Es ist in letzter Zeit bei Staatsbauten in
Mannheim vorgekommen , daß die Bauten wohl an Mann¬
heimer Unternehmer vergeben worden sind , die aber die
Arbeiten außerhalb Badens anfertigen ließen , um billiger
arbeiten zu können . Ich möchte wünschen , . daß bei den
Ausschreibungen dieser Arbeiten hierauf Rücksicht genommen
wird , damit nicht die Arbeiten vielleicht dadurch billiger
werden , daß man die Arbeiten dort machen läßt , wo die
Arbeitslöhne gedrückt sind . Dann möchte ich auch die Regierung
darauf aufmerksam machen , daß die ganze Arbeit nicht
immer in einem Lose vergeben wird , wie es bei dem
Bahnhofsumbau in Offenburg der Fall war , sondern daß
diese Lose je nach Branche vergeben werden , damit es
auch kleinen Geschäftsleuten , die nicht im Stände sind ,
eine größere Summe bei der Staatskasse als Kaution
zu hinterlegen , möglich ist , solche Arbeiten übernehmen zu
können .

Präsident des Ministerriums des Großh . Hauses und
der auswärtigen Angelegenheiten Geheimer Rat Frhr .
von Marschall : Hinsichtlich der von dem Herrn Abg .
Süßkind wegen der Entlassung eines Arbeiters wieder
vorgebrachten Beschwerde sehe ich mich nicht veranlaßt , eine
weitere Erklärung abzugeben , da jetzt nur der Nachtrag

zum Baubudget zur Beratung steht . Ich kann übrigen - nicht
dem Herrn Abg . Süßkiud erklären , daß bezügliche En ind h
Hebungen auf Grund seiner Mitteilung eingelcitet , daß ander
dieselben aber bisher noch nicht vollständig abgeschlossen oll dl
sind . Das weitere zu bemerken , überlasse ich dem Herr ,
Baudircktor .

Baudirektor Wasm er : Bezgl . der Vergebung der
Arbeiten in Mannheim möchte ich bemerken , daß gerade
in letzterer Zeit sehr viele umfangreiche Hochbauarbeiten
für den neuen Rangierbahnhof ausgeschrieben worden sinh
und daß bei diesen Arbeiten Mannheimer Geschäftsleute
vorzugsweise den Zuschlag bekommen haben . Es wird
bei den Submissionen jetzt schon berücksichtigt , was st
den neuen Bestimmungen zum Ausdruck gebracht wird ,
daß die Arbeiten vorzugsweise badischen Unternehmer -
zugeschlagen werden , wenn ihre Angebote nicht wesentlich
höher sind , als die der Konkurrenten . Nach diesem
Grundsatz ist bei der Eisenbahnverwaltung von jeher
schon verfahren worden und wird dies natürlich auch
künftig geschehen . Die Hochbauarbeiten werden meistens
geteilt , entweder nach einzelnen Gebäuden oder nach einzelne ,
Arbeiten vergeben ; die Vergebungen im einzelnen müsse ,
jedoch in bestimmten Grenzen gehalten werden , weil sonst
umfangreiche Arbeiten überhaupt nicht mehr zur richtige ,
Zeit fertig gestellt werden könnten . Im einzelnen ver¬
geben wird so viel wie möglich , aber ganz ins klein,
zu gehen , ist unmöglich , wenn man mit den Arbeiten „ ich
geradezu in Rückstand kommen will .

Zu 8 , Rheinau , Erweiterung der Gleisanlage «,
Berichterstatter Abg . Psesserle ( natl .) : Diese An¬

forderung basiert auf der Absicht , für die Station Rheim «
einen direkten Gleisanschluß mit der Rangiergruppe L m
Rheinauhafen zu errichten . Für den Geländeerwerb ist
der Betrag von 35 800 Mark eingesetzt , für di,
Herstellung der Gleise und Userpflasterung 26 000 Mach
also im Ganzen 62 000 Mark . Die Kommission HÄ
diese Anforderung für gerechtfertigt , und stellt den Antrag
auf Genehmigung .
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Zu 9 , Hirschlanden , Errichtung der Güterstation :

Berichterstatter Abg . Pfefferte ( natl .) : Die Er¬
richtung einer Güterstation soll hier auf Grund eine -
wiederholten Gesuches der Gemeinden Hirschlanden , Hohen¬
stadt , Berolzheim und Schillingsstadt erfolgen . Es iß
vorgesehen , daß die Gemeinde das nötige Gelände unent¬
geltlich stellt , daß aber gleichzeitig auch der Uebergang
beim Bahnhof und zwei Feldwege beseitigt werden , während
die Erstellung einer Fuß - und Karrenunterführung her-

gestellt wird . Die Gemeinde ist damit einverstanden und
für die Geländestellung ist die betr . Position in Ein¬
nahme gestellt . Es beruht das auf dem Grundsatz , der
in letzter Zeit festgestellt wurde , daß nämlich die Ge¬
meinde zwar das Gelände stellen , aber keine Barbeiträge
mehr leisten sollen .

Die Kommission ist damit einverstanden und stellt den
Antrag auf Genehmigung der Position .

Abg . Leiser (natl . ) : Bei Eröffnung Her Odenwald
bahn war sür Hirschlanden eine Station nicht vor
gesehen . Erst später ist dort eine Haltestelle für den Per¬
sonenverkehr errichtet worden , die auch für beschränkten
Stückgutverkehr eingerichtet ist . Die nächsten Güterstationen
sind Rosenberg und Eubigheim .

Die Gemeinden Hirschlanden , Hohenstadt , Berolzheim
und Schillingstadt haben nun wiederholt um Errichtung
einer Güterstation in Hirschlanden nachgesucht . Diesem
öfters vorgetragenen Wunsch der genannten Gemeinde «
soll nun entsprochen und in Hirschlanden eine Güterstation
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llebergang ausmacht . Der Ort ist nämlich durch die

Kahn in zwei Teile getrennt ; in dem nördlich gelegenen ,
Ms größeren Teil befinden sich Schule und Kirche ,

,
'
oioie fast alle offenen Geschäfte . Die Großh . Bahnver -

waltung hckt sich jedoch auf wiederholte Bitten bereit er -

gärt , an dem jetzigen Hauptübergang , der über einen

Damm führt , eine Unterführung für Fußgänger und

lleinere Fuhrwerke herzustellen , was die Bewohner von

Hirschlanden gewiß dankbar anerkennen ; dadurch ist nament¬

lich für Fußgänger der erwähnte Umweg erspart .
Der Schwerpunkt für Hirschlanden liegt hauptsächlich in

der Stellung des Baugelände 8 zu der Güterstation .
Zu der Erwerbung desselben sollen 2600 M . beige¬
tragen werden , dadurch wird die in bescheidenen Verhält-
nGn lebende Gemeinde , die in letzter Zeit ohnehin große
Ausgaben hatte , noch wesentlich mehr belastet . Vor
e
'
mgeu Jahren hat Hirschlanden «ine Wasserleitung er¬

stellt, die 15 000 M . kostete und auch ein Schulhaus er¬
baut mit einem Kostenaufwand von 38 000 M . Daß

derartige Ausgaben eine kleine Gemeinde auf Jahre hin¬
aus schwer belasten , ist leicht begreiflich . Die Umlage
steht z. Zt . auf 70 Pfennig , vor einigen Jahren war sie
noch bedeutend höher und konnte nur dadurch ermäßigt
mrdcn , daß der für die Armortisation der aufgenommenen
Kapitalien aufgestellte Schuldentilgungsplan von 41 auf
dü Jahre verlängert worden ist . Mit einem Pfennig
Umlage können blos 68 M . gedeckt werden .

Wir haben in der vorigen Woche über große Bahn -

hosbauten hier verhandelt . Es ist dabei auch betont worden ,
daß zu derartigen Projekten , die viele Millionen kosten ,
die in Betracht kommenden Städte nichts beizutragen
haben. Demgegenüber glaube ich , wäre es ein Akt der
Billigkeit , wenn man auch kleinen Landgemeinden die
Beiträge zu Bahnhofbauten erlassen wollte . Die Ge¬

meindeverwaltung von Hirschlanden , insbesondere der dor¬
tige Bürgermeister , hat das dringende Ersuchen an mich
gerichtet , dafür einzutreten , daß der Zuschuß zu dem

teländerwerb für die Güter st ation von
er Gemeinde nicht gefordert wird - Ich

komme diesem dringenden Wunsche nach , indem ich an die'
h . Regierung die Bitte richte , auf den Beitrag

von 2600 M . verzichten zu wollen ; dadurch würde
die erwähnte schwere Belastung der Gemeinde Hirsch¬
landen wesentlich erleichtert .

Berichterstatter Abg . Pfefferte (natl .) : Ich will nur darauf
aufmerksam machen , daß es sich hier um keinen Beitrag
der Gemeinde Hirschlanden , sondern nur um die Gelände¬
stellung , die keine große Ausgabe verursacht , handelt .

Wir haben uns jüngst eingehend darüber unterhalten ,
ß wir unbedingt wünschen , daß keine Beiträge seitens

der Gemeinden mehr verlangt werden sollen . Aber wir
haben geglaubt , von der Geländestellung nicht Umgang
nehmen zu sollen , weil dadurch doch immerhin ein gewisses
Interesse von der Gemeinde betätigt werden soll .

Im übrigen beantrage ich Genehmigung der Position .

Zu Z 13 , Freiburg , Bau von 2 Arbeiterwohnhäusern :

Abg . Kräuter ( Soz .) : Diese Position möchte ich im
lstamen der dort in Betracht kommenden Arbeiter begrüßen .

In der Begründung , die eine sehr kurze , aber deutliche
ist , wird mit Recht in erster Linie darauf hingewiesen ,
daß es im dienstlichen Interesse der Eijenbahnverwaltung
liegt , daß , da der Güterbahnhof ziemlich weit von der
Stadt entfernt ist , ein Stamm von zuverlässigen und tüch¬
tigen Arbeitern in der Nähe des Bahnhofs vorhanden
sein kann .

Des weiteren wird aber , was mir von größerem In¬
teresse ist und worauf wir bei späterer Gelegenheit noch
zu sprechen kommen werden , in der Begründung das Ge¬
ständnis abgelegt , daß dabei noch ferner berücksichtigt
werden müsse , daß die Mietzinse für Privatwohnungen
in Freiburg sehr teuere sind . Das ist ein Zugeständnis ,
welches mir wertvoll ist , weil bei manchen anderen Ge¬
legenheiten dies nicht zugestanden wird .

Ich möchte nur wünschen , daß die Arbeiten möglichst
bald begonnen werden . Erfreulich ist , daß diese Häuser
zum Teil erstellt werden können aus Mitteln , die noch
vom Bau des Güterbahnhofs her verfügbar sind .

Das Schlußwort erhält
Berichterstatter Abg . Pfefferle (natl .) : Ich darf

darauf aufmerksam machen , daß nur der Geländeerwerb
aus den noch vorhandenen Mitteln für den Güterbahnhof
bestritten werden kann . Die jetzige Anforderung bezieht
sich auf den Bau selbst .

Ich stelle namens der Kommission den Antrag auf
Genehmigung .

Zu 8 15 , Erzingen , Erweiterung des Aufnahmegebäudes :

Berichterstatter Abg . Pfefferle ( natl .) : Diese An¬
forderung hängt damit zusammen , daß die Zollverwaltungen
beider Länder schon seit längerer Zeit die dienstlichen
Räumlichkeiten für ungenügend erachtet haben , daß sie
sich aber seither beholfen haben , weil sie abwarten wollten ,
bis die Psrronsperre eintritt . Dieselbe wird nun einge -

fnhrt , und es ist beabsichtigt , jetzt gleichzeitig auch diese
Angelegenheit zu erledigen .

Die Budgetkommission hat keine Bedenken gegen diese
Anforderung und stellt den Antrag aus Genehmigung .

Zu Titel IV , Transportmaterial , 8 18 , Gepäck - und
Güterwagen :

Berichterstatter Abg . Pfefferle ( natl .) : Schon im
Hauptbudget hat die Großh . Regierung einen Betrag an¬
gefordert , um 600 weitere Güterwagen anschaffen zu
können . Es ist hier jetzt eine neue Anforderung gestellt ,
da die Großh . Regierung die Absicht hat , noch weitere
500 Güter - und Gepäckwagen anzukaufen . Die Kosten
sind veranschlagt für 150 gedeckte Güterwagen auf
519 000 M . , für 350 offene Güterwagen auf 1 269 000
Mark .

Die Großh . Negierung hat der Kommission anläßlich
der Beratung dieser Position noch eine eingehende münd¬
liche Erläuterung dazu gegeben . Sie hat uns diese Er¬
läuterungen aus Verlangen nachträglich auch schriftlich
übergeben , und sind solche in dem Druckbericht als An¬
lage abgedruckt , und sind dieselben sehr interessant . Zu¬
nächst ist der Bestand an Güterwagen festgestellt . Es
betrug derselben im Jahr 1895 : 9604 Stück , im Jahr
1904 aber 12 487 , oder in den letzten Jahren mehr 2983
Stück , d . h . 31,4 Prozent mehr .

Aber noch interessanter ist die Zusammenstellung der
Achsenkilometerleistungen der badischen Güterwagen auf
eigenen und fremden Strecken . Dieselben betrugen im
Jahr 1895 : 294 832 000 000 Achsenkilometer , im Jahr
1904 : 467 058 000 000 Achsenkilometer . Die Leistung
ist also um 58,4 Prozent größer und hat erheblich stärker
zugenommen , als die Zahl der Wagen . Die Leistung
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eines badischen Güterwagens ist durchschnittlich jährlichgewesen : Im Jahre 1896 : 31022 Achsenkilometer, ineJahr 1904 aber 37 404 Achsenkilometer, also mehr 6392
Achsenkilometer oder 20,6 Prozent . Diese wesentlicheVerbesserung ist nach der Darstellung der Großh . Regie¬rung einmal auf die nachdrückliche Ueberwachung des Wa¬
genverkehrdienstes durch die Organe der Eisenbahnver¬waltung , vorzugsweise aber auf die fortgesetzten wesent¬lichen Verbesserungen der Güterverkehrsanlagen , insbe¬
sondere der Rangierbahnhöfe , zurückzuführen.

Es ist also hier der Beweis geliefert , daß tatsächlich die
großen Opfer , die wir für die Errichtung der Rangier¬bahnhöfe gebracht haben, sich gelohnt haben , und daß die
Kosten, die aufgewendet worden sind, lukrative sind.

Was den Güterverkehr der badischen Bahn selbst anbe¬
langt , so beträgt er im Jahr 1896 : 687 852 000 , im
Jahr 1904 : 1188 642 000 Güter -Tonnenkilometer , oderein Mehr von 600 790 000 Güter -Tonnenkilometer odereine Zunahme von 72,8 Proz .

Die weitere Vermehrung der Zahl der Güterwagen
empfehle sich nicht nur im Interesse der Verkehrsinter¬
essenten, damit möglichst rasch bedient werden könne, son¬dern besonders auch im finanziellen Interesse der Eisen¬
bahnverwaltung , namentlich auch im Interesse der Ver¬
hältnisse, wie sie z . B . in Mannheim bestehen, wo wegender Konkurrenz der fremden Bahnen es dringend erfor¬
derlich ist, daß genügende Wagen vorhanden sind , um die
Zuweisung des Verkehrs möglichst zu erreichen .

Aber es sei auch im Interesse der Herabminderung der
Kosten für Wagenmiete gelegen ; die Miete der Güter¬
wagen hat sich nach diesen Darstellungen derartig ge¬staltet , daß beî der Abrechnung im Jahr 1900 ein Be¬
trag von 624 066 M . von der badischen Verwaltung her¬
ausbezahlt werden mußte , während im Jahr 1904 dieser
Betrag heruntergesunken ist auf 40 168 M . Im Jahr1906 ist er allerdings wieder gestiegen auf 162 418 M .und das ist auch die Ursache, warum die Großh . Regie¬
rung sich entschlossen hat, nochmals 600 Güterwagen an-
zusordern . Bei den Verhandlungen über die Schaffungder Betriebsmittelgemeinschaft sei festgestellt worden , daßdie Wagenmiete , welche gegenseitig vergütet werde , um30 Prozent höher ist, als die Selbstkosten für Verzinsung ,Amortisation und Unterhaltung der Wagen . Es liegt
also im Interesse der Verwaltung , möglichst viele Wagen
zu besitzen , um möglichst billig durchzukommen. Weiter
geht aus der Darstellung hervor , daß der Güterverkehrbei uns namhaft zugenommen hat . Wir können daher
bestimmt erwarten , daß sich die Einnahmen so gestaltenwerden , daß unsere Eisenbahnen auch fernerhin eine guteRente zeigen werden . Der Antrag der Kommission geht
auf Genehmigung .

Zu Z 20 . Weinheim , Bahnhoferweiterung , I . Teilfor¬
derung :

Berichterstatter Abg . Pfefferte (natl . ) : Ich möchtehier darauf Hinweisen, daß die gesamte Forderung einen
Betrag umfaßt von 2 420 000 M . Diese Summe ist
vorgesehen für den vollständigen Umbau des Bahnhofs
Weinheim . Es werden allerdings wegen der Kostenbe¬
teiligung des hessischen Staates noch Verhandlungen ' zupflegen sein . Bekanntlich führt die hessische Eisenbahn -
Verwaltung zwei Bahnen in den Bahnhof Weinheim ein.Es sind deshalb manche Aenderungen nötig , Ueberbrük-
kungen usw . , Gleise , die durch diese Bahnen hervorge¬rufen werden , so daß eine Kostenbeteiligung durchaus ge¬rechtfertigt ist . Vorerst wurde der Betrag von 600 000Mark angefordert . Die Komission hat diese Anforderunggeprüft und sich damit einverstanden erklärt . Der Antragder Kommission geht auf Genehmigung .

Abg. Müller snatl .) : Es sind vor einigen Tag«hier bei der Beratung des Eisenbahnbaubudgets von de«schiedenen Seiten Klagen geführt worden über das lan»Hinausschieben von Neubauten und Umbauten an Bah«Höfen , und es wurde behauptet, es sei an verschieden «.Orten des Landes dadurch der Spekulation Tür und T«geöffnet worden . Hier im vorliegenden Falle trifft de-erstere auch zu . Der Umbau hätte schon vor Jahr«,vorgenommen werden müssen , dadurch wären große Kosteierspart geblieben . Das Gelände wäre billiger gewesenManche Grundstücke , die erworben werden müssen unjüberbaut sind , sind damals noch nicht überbaut gewesenVon einer Güterspekulation kann aber nicht die Res,sein , und hier hat sich die Eisenbahndirektion Mainz
speziell unser derzeitiger Vertreter am dortigen Pl^große Verdienste erworben. Letzterer hat mit dem Anken,von Gelände begonnen zu einer Zeit , zu der noch ni«-mand daran denken kannte, hier am BahnhofGeländ ,auf Spekulation zu erwerben , ehe man wußte, daß Wdem Bahnhof-Umbau begonnen werden sollte . Das T«lände, das jetzt erforderlich ist , ist wohl in den letzt«,Jahren im Preise in die Höhe gegangen, der Preis ijaber doch normal . Er ist hier an diesem Platz nichthöher wie in anderen Lagen der Stadt .

Ich will wegen der Geschäftslage des Hauses auf Einzel-heilen nicht eingehen . Ich habe schon bei der Beratui;des Eisenbahnbetriebsbudgets auf die gewaltige Z «,nähme des Verkehrs auf der Station Weii-heim hingewiesen . Diese Verkehrszunahme bezieht sis
nicht nur auf den Personenverkehr, sondern sie betrj
hauptsächlich den Güterverkehr. Die Station Weinhei»hat schon seit Jahren den größten Güterverkehr «der ganzen Main—Neckarbahn . Derselbe ist seit der Ei-
stellung der beiden Bahnen Weinheim—Fürth und West
heim —Worms gewaltig in die Höhe gegangen , er ist s«
gewachsen, daß durchschnittlich im Tag 200 Güterwag««
auf der Station Weinheim aus - und eingehen . Dich
Verkehr läßt sich aus den vorhandenen Geleisen nichtmehr bewältigen. Die vorhandenen Geleise und Verlade
anlagen reichen bei weitem nicht mehr aus , und sei!
längerer Zeit werden in den Weinheimer Geschäftskreise«
lebhafte Klagen geführt über diese mangelhaften Zustände.
Auch die derzeitige Güterhalle entspricht in keiner Weis«dem gegenwärtigen Bedarf . Sie ist schon zweimal ver¬
größert und zwar verlängert worden. Eine weitere Ver¬
längerung würde aber auch jetzt keinen Wandel schaff»,da die Güterhalle zu schmal ist und das Verbringen derGüter an die Lagerplätze innerhalb der Halle zu vie
Zeit in Anspruch nimmt . Die Halle müßte also Verbreiter
werden , und da dies an dem jetzigen Platze unmöglichist , so muß die Halle weiter südlich aufgebaut werden .Der Platz hierzu ist sehr günstig, er ist , soviel mir be¬kannt ist , erworben, und zwar zu mäßigen Preisen .Der dadurch jetzt freigewordene Platz könnte Vielleich
dazu verwendet werden , daß darauf eine neue Eilgüter¬halle erstellt wird.

Durch diese große Verkehrszunahme ist auch die Frageder Beseitigung des Niveauübergangs
noch akuter geworden , als sie schon seit Jahren ist
Dieser Uebergang befindet sich am Südende des Bahn-
steigs , auf dem sogenannten Mannheimer Weg. Die
Größe des Straßenverkehrs und die Hemmnisse , die der¬
selbe durch den ständig wachsenden Eisenbahnverkehr er¬
fährt , machen die Beseitigung dieses Niveauüberganges,die auch im Interesse der Erhöhung der Sicherheit des
Eisenbahnbetriebes gelegen ist , dringend erforderlich ,
passieren täglich zirka 120 Züge diesen Uebergang, dazukommen noch die Rangierzügc , die zirka 30 mal , und
zwar oft bis zu einer Viertelstunde und darüber , ein
Schließen der Barriere nötig machen und dadurch eine
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große Hemmung des Verkehrs Hervorrufen . Diese
Stockung des Verkehrs wird besonders groß in Zeiten
der Heuernte und der Getreideernte ; es kommt dort vor ,
daß oft auf beiden Seiten des Bahnkörpers 40 und
mehr Wagen eine Viertelstunde und noch länger halten
müssen , bis die Barriere wieder geöffnet wird , bis sie den
Bahnkörper passieren können . „ Zeit ist Geld "

, sagt uns
«in altes Sprichwort , und das trifft auch zu bei den
Weinheimer Landwirten . Mancher Weinheimer Landwirt
hat schon eine Stunde am Tage dadurch versäumt , daß
er verschiedene Male an diesem Uebergang durch
Schließen der Barriere verhindert wurde , seinen Ge¬
schäften nachzugehen .

Es find in diesem Nachtragsetat 500 000 Mk . ange¬
fordert für Geländeerwerb . Im ganzen ist der Gelündc -
erwerb auf 797 000 Mk . veranschlagt . Ein Teil des
Geländes soll auch zur Herstellung der Ueberführung
Verwendung finden ; diese Ueberführung ist auf 474 000
Mark veranschlagt . Die Nachricht , daß hier endlich ein¬
mal Wandel geschaffen werden soll , hat in Weinheim in
den interessierten Kreisen den besten Eindruck hervorge -
rusen , und ich möchte von dieser Stelle aus für die Ein¬
setzung dieser Summe der Großh . Regierung und auch
der Eisenbahndirektion Mainz , die jedenfalls hier mitge¬
wirkt hat , meinen herzlichen Dank aussprechen .

Ich möchte aber an diesen Dank den Wunsch knüpfen ,
daß sich unsere Eisenbahnverwaltung bezw . die Eisenbahn¬
direktion Mainz mit der Stadtverwaltung Weinheim ins
Benehmen setzen möge . Die Stadtverwaltung Weinheim
ist willens , den westlich des Bahnkörpers gelegenen
Stadtteil , der noch verhältnismäßig wenig überbaut ist ,
in den Stadtbauplan aufzunehmen , und da ist es doch
von großem Interesse , daß diese Ueberführung so gelegt
wird , daß sie in das Straßennetz hineinpaßt .

Die notwendigen Bauänderungen auf dem Weinheimer
Bahnhof werden ungefähr 2 ^ Millionen in Anspruch
nehmen . Der Herr Berichterstatter hat schon darauf
hingewiesen , daß auch die preußisch -hessische Verwaltung
einen Teil der Kosten tragen müsse . Ich will daher nicht
näher auf diesen Punkt eingehen . Ich möchte den Wunsch
aussprechen , daß es der Großh . Regierung bald gelingen
möge, hier eine Einigung zu Stande zu bringen . Ich möchte
ferner das Hohe Haus bitten , der Anforderung seine Zu¬
stimmung erteilen zu wollen .

Sämtliche Positionen des Nachtrags zum Spezialbudget
des Eisenbahnbaues für die Jahre 1906/07 werden ge¬
nehmigt .

Zu Ziffer 3 der Tagesordnung erhält das Wort :
Berichterstatter Abg . Rebmann (natl .) . Redner be¬

richtigt einleitend einige Druckfehler des gedruckten Be¬
richts und fährt fort : Ihrer Kommission ist die Arbeit
zu diesem Gesetzentwurf wesentlich dadurch erleichtert
worden , daß der Entwurf schon einmal den hohen Ständen
Vorgelegen hat , und daß infolge davon eine ganze Reihe
von Vorarbeiten dazu schon fertiggestellt waren : einmal
der erste Entwurf der Großh . Regierung mit seiner Be¬
gründung , dann die Ausarbeitung der Ersten Kammer ,
die den Entwurf im Plenum beraten hat und die Be¬
gründung dazu , ferner eine Kommissionsarbeit der Zweiten
Kammer , die den Entwurf wenigstens in der Kommission
durchberaten hat , worüber ein vortrefflicher Bericht des
Abg . Schneider vorliegt . Infolge davon konnten wir uns
über manche Teile des Gesetzes ganz kurz fassen , umso¬
mehr als die Großh . Regierung in ihrem Entwurf den
Beschlüssen der Ersten Kammer in allen wesentlichen
Punkten gefolgt ist .

Der ganze Entwurf besteht aus 3 unter sich eigent¬
lich nur in losem Zusammenhang stehenden Teilen .

Cs ist die Organisation der Aerztekammer , die
Organisation des ärztlichen Ehrengerichtsverfahrens , und
es ist die Ordnung der Rechtsverhältnisse der Zahn - und
Tierärzte , der Apotheker und des Hilfspersonals im Ge¬
sundheitswesen .

Was nun zunächst die Aerztekammer anbelangt , so
soll sie an Stelle des bisherigen ärztlichen Ausschusses
treten und einen Teil von dessen Aufgaben übernehmen ;
es sind ihr aber auch noch erweiterte Aufgaben zugewiesen .
Hier haben wir zunächst eine Abänderung der Regierungs¬
vorlage vorgenommen , eine Abänderung , die sich aber
mit dem ursprünglichen Regierungsentwurf deckt . Die
Abänderung ist aus der Beratung der Ersten Kammer
hervorgegangen nnd geht davon aus , daß in dem Re¬
gierungsentwurf , wie er uns vorliegt , der Aerztekammer
zwar die Möglichkeit gegeben war , daß sie sich zu den
Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheitspflege äußert ,
daß das aber nicht als pflichtgemäßer Bestandteil
ihrer Aufgabe festgesetzt war . Durch die Wiederaufnahme
des ursprünglichen Textes hat nun Ihre Kommission ihrer
Anschauung dahin Ausdruck geben wollen , daß sie diese
Pflicht der Aerztekammer , sich mit Fragen der öffentlichen
Gesundheitspflege zu beschäftigen , ausgesprochen haben wollte ,
und zwar aus dem Grunde , weil ja die öffentliche Ge¬
sundheitspflege in allererster Reihe auf dasjenige Material
angewiesen ist , das von den Aerzten geliefert wird , auf
das Material , das die Aerzte aus ihrer Erfahrung schöpfen ,
weil wir der Meinung waren , daß niemand imstande sei ,
so tiefe Einblicke in die Verhältnisse und Bedürfnisse der
Gesundheitspflege zu gewinnen , als gerade die Aerzte
selbst . Bei ansteckenden Krankheiten , bei Seuchen usw .
können wir sowieso die Arbeit der Aerzte nicht entbehren ;
aber auch bei allen Fragen der öffentlichen Gesundheits¬
pflege sind sie diejenigen , denen infolge ihrer Kennt¬
nisse , ihrer Erfahrungen , ihrer engen Berührungen
mit den Bedürfnissen und Verhältnissen des täglichen
Lebens in allererster Linie das Urteil zusteht . Auch
werden sie infolge dieser Kenntnisse im Stande sein ,
anregend und fördernd zu wirken , auf vorhandene Schäden
aufmerksam zu machen . Sie sind ja in der Lage , eine
ganze Reihe der allergrößten und wichtigsten Aufgaben zu
fördern , die uns zu lösen noch bevorsteht , bei denen die
Aerzte in allererster Linie zur Mitwirkung berufen sind .
Es ist vor allem der Kampf gegen die Volksseuchen ,
namentlich der Kampf gegen die Tuberkulose ; vor allem
auch sind es Fragen der sozialen Gesetzgebung , es ist die
Wohnungsfrage in großen Städten , dann auch die Frage
der Kinderarbeit , die Frage der Heimarbeit , wo wir
die Mitwirkung der Aerzte brauchen . In der Wohnungs¬
frage insbesondere wird wohl kaum ein Glied der staat¬
lichen Verwaltung so genau in die Verhältnisse eingeweiht
sein wie gerade der Arzt , der alle diejenigen Stätten , die
als Brutstätten von Krankheiten zu gelten haben , aufzu¬
suchen hat , und der an Ort und Stelle der Ursache so
vieler schlimmer Gesundheitsverhältnisse nachzuspüren be¬
rufen ist . Eben weil wir glauben , daß der Arzt in
erster Linie berufen ist , hier mitzuwirken , haben wir es
auch als eine Pflicht der Aerztekammer angesehen , dafür
zu sorgen , daß diese Erfahrungen unter Umständen in
Anregungen an die Großh . Regierung konkrete Form
gewinnen .

Es ist fernerhin der Aerztekammer noch die Aufgabe
zugewiesen , die Wohlfahrtseinrichtungen innerhalb
des Aerztestandes in die Hand zu nehmen und auszu¬
bauen . Der ärztliche Stand selbst hat jetzt schon Wohl¬
fahrtseinrichtungen geschaffen und hat zu diesem Zwecke
ein Vermögen von rund einer halben Million gesammelt .
Das ist aber bei einem Stande von mehr als 1200
Mitgliedern noch sehr wenig . Auch find die Wohlfahrts¬
einrichtungen aus einen verhältnismäßig engen Kreis be -
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schränkt ; sie beschränken sich zum Teil aus die Mitglieder
der ärztlichen Vereine , zum Teil aber , soweit die Witwen -
und Waisenkasse in Betracht kommt , nur auf die Mit¬
glieder dieser Kasse selbst . Es liegt aber durchaus im
Zuge der Zeit , daß Wohlfahrtseinrichtungen , die von
irgend einem Stande ins Leben gerufen werden , nicht
einem Teile desselben zugute kommen sollen , sondern
allen Mitgliedern , besonders bei einem Stande , der
seiner Zahl nach in einem raschen Wachsen begriffen ist ,
und wo das Wachstum der Zahl in sich selbst die Quelle
neuer Schäden birgt , wo eine vermehrte Zahl der Aerzte
eine vermehrte Konkurrenz , eine Einschränkung des Ein¬
kommens , eine Vermehrung und Verschärfung der wirt¬
schaftlichen Not des Aerzteftandes unmittelbar zur Folge
hat . So kann man denn ohne weiteres sagen , daß die
Zukunft noch größere Aufgaben schaffen wird , daß es also
durchaus zu begrüßen ist , daß hier die Möglichkeit ge¬
schaffen wird , daß alle Aerzte des badischen Landes dieser
Wohlfahrtseinrichtungen teilhaftig werden . So möchten
wir diese Aufgabe , die der Aerztekamer zugewiesen ist ,
als eine hervorragend wichtige und segensreiche betrachtet
wissen .

Bezüglich der Vorschläge hinsichtlich der Organisa¬
tion der Aerztekammer war die Kommission im
wesentlichen in allen Punkten mit der Großh . Regierung
einverstanden . Besonders war sie auch daniit einverstan¬
den , daß sämtliche Aerzte der Aerztekammer unterstellt
sind , daß sämtliche Aerzte des Großherzogtums Baden ,
soweit sie approbierte Aerzte sind , wahlberechtigt zur Aerzte¬
kammer sind . Der ärztliche Stand hat sich ja schon eine
Organisation geraffen in den 13 ärztlichen Bezirks¬
vereinen , aber es ist das eine freiwillige Organisation ,
der ein Teil der Aerzte nicht angehört . Ich muß hier
nebenbei eine Angabe , die in dem Berichte steht , richtig
stellen : Es ist dort gesagt , daß etwa 300 Aerzte noch
nicht Mitglieder der ärztlichen Vereine sind . Ich bin
unterdessen belehrt worden , daß eine große Zahl der
Assistenzärzte von den Beiträgen zu den Wohlfahrtsein¬
richtungen jener Organisation befreit sind ; mir sind aber
blos die Listen der Mitglieder der Wohlfahrtseinrichtungen
Vorgelegen . Es werden also wesentlich weniger als 300
Aerzte sein , die bis jetzt noch nicht den Organisationen
angeschlossen sind . Aber immerhin ist Tatsache , daß sich
bis jetzt noch ein Teil der Aerzte den freiwilligen Orga¬
nisationen fernhält , Grund genug , die Organisation der
Aerzte durchaus unabhängig von den freiwilligen Organi¬
sationen zu gestalten .

Wohltuend berührt auch die Tatsache , daß das Gesetz
nur den Rahmen schafft , innerhalb dessen sich die Aerzte¬
kammer betätigen soll . Die Aufgaben , die ihr , und
zunächst ja von der Großh . Negierung , gestellt werde » ,
hat sie ganz allein von sich aus zu lösen Sie soll aber ,
nach der Absicht der Kommission , auch noch eigene Auf¬
gaben bekommen , wie das schon erwähnt ist , und sie
soll aus eigener Initiative weiteres unternehmen können .

Alle ihre Angelegenheiten verwaltet sie selbst ; das
Ministerium ist berechtigt , einen Vertreter zu den
Sitzungen der Aerztekammer zu entsenden ; die Aerzte¬
kammer ist verpflichtet , dem Ministerium gewisse An¬
zeigen zu machen , einen Jahresbericht zu erstatten . Aber
der Vertreter der Regierung hat bei den Beratungen
der Aerztekammer kein Stimmrecht .

Im Interesse ihrer Tätigkeit wird dann die Aerzte¬
kammer mit Rechten ausgestattet . Sie hat die Rechte
einer öffentlich - rechtlichen Korperation , sie hat vor allem
das Recht , Umlagen zu erheben , und zwar nicht blos
zur Deckung der Kosten , die durch die Aerztekammer
selbst entstehen , sondern vor allem auch zu Zwecken der
Wohlfahrtseinrichtungen , die sie zu treffen sich anschicken
wird . Sie ist aber hierin hinsichtlich des Beizugs der¬

jenigen Aerzte beschränkt , deren Einkommen noch gerim
ist (insbesondere würde es sich hier um die Assists
ärzte handeln ), durch die Bestimmung , daß , wenn d, ,
Beiträge 1 Proz . des Einkommens übersteigen , die Bei
tragspflicht ruhen soll .

Der zweite Teil handelt von der Organisation des
ehrengerichtlichen Verfahrens .

Es ist ohne weiteres zuzugestehen , daß der Aerzn -
stand heute in einer ökonomisch recht schwierigen
Lage ist . Dabei hat eine ganze Reihe von Umstände »
zusammengewirkt . Zunächst einmal hat das Anwachsen
der Zahl der Aerzte eine natürliche Konkurrenz
innerhalb des ärztlichen Standes selbst erzeugt . Es sind
für jedes einzelne Mitglied dieses Standes die Beding¬
ungen seiner wirtschaftlichen Existenz gegen früher sehr
verschlechtert worden .

Die Zahl der Aerzte ist ja in den letzten Jahren j»
raschem Wachstum begriffen , und die ökonomischen Ver¬
hältnisse mancher Aerzte sind derart , daß dieses Steigen
der Zahl zu ernsthaften Bedenken Veranlassung gegeben
hat , ob nicht eine ungesunde Ueberfüllung des Standes
vorliegt . Das trifft zweifellos zu hinsichtlich der Zahl
der Aerzte in den Städten . Es ist aber ein Mittel da¬
gegen wohl nicht zu finden , man wird darauf warten
müssen , bis die Verhältnisse aus sich selbst heraus die
Korrektur schaffen . Das ist zum Teil schon eingetretcn .
Wie man aus den Zahlen der Medizinstudierenden an
unseren badischen Universitäten ersehen kann , ist hier i»
den letzten Jahren zum mindesten keine Steigerung da
Zahl eingetreten , es sieht sogar so aus , als ob ein:
Minderung der Zahl der Studierenden eintreten wollt.
Weiter hat diesen Zustand noch verschärft das Fehlen
einer Medizinaltaxe , einer offiziellen Liste über da
Mindesttaxe , die der Arzt seinen Patienten anrechmn
kann .

Ganz besonders verschärft wurde der Kampf des Aerzte-
standes um seine Existenz durch das Aufkommen der
Kurpfuschertums , und das ist , ich will nicht sagen ,
eine unmittelbare Folge der Gesetzgebung , hängt aber

eng mit ihr zusammen . Die Aerzte sind insofern unter
die Gewerbeordnung eingereiht , als in der Gewerbeord¬

nung die Kurierfreiheit ausgesprochen ist . Der ärztlich
Stand verdankt dieses Danaergeschenk einem seiner hervor¬
ragendsten Mitglieder . Es war Virchow , der im Reichstag
diese Bestimmung befürwortet hat , und auf sein Betrei
ben ist die Kurierfreiheit festgelegt worden . Den Ein-
wänden dagegen hat er entgegengehalten , daß man von
der steigenden Intelligenz der Bevölkerung wohl erwarte «
dürfe , daß sie derartige Schädlinge am Volkskörper auS-

stoßen werde . Das ist nicht eingetreten , sondern das

Gegenteil , und die Zahl der Kurpfuscher hat sich i«
außerordentlichem Maße vermehrt . In den Jahren INS
bis 1898 ist in Preußen , mit Ausnahme von Berlin ,
ihre Zahl von 269 auf über 1200 gestiegen , und ihn
Zahl ist heute noch in raschem Wachstum begriffe :«
1879 kam auf 21 Aerzte ein Kurpfuscher , jetzt kommt
ein Kurpfuscher schon auf elf Aerzte - In Berlin allem
sind die Verhältnisse noch schlimmer , dort kam 1898 aus
fünf Aerzte schon ein Kurpfuscher . Wir haben uns zw «
bei diesem Gesetz über das Kurpfuscherwesen nicht z«

unterhalten , aber ich glaubte , diesen Umstand anführe «

zu müssen als einen wesentlichen Umstand , der die wird
schaftliche Lage der Aerzte erschwert und verschärft Hat-

Endlich kommt dazu die Organisation bei

Krankenkassen , die in den letzten Jahren dazu ge-

führt hat , daß ein scharfer Kampf zwischen Aerzten und

Krankenkassen eingetreten ist . Auch darüber werden wn
uns weiter nicht zu unterhalten haben insofern , als die

Frage der Krankenkassen aus diesem Gesetze ausgeschiede »

ist , und zwar , weil hier der Verlauf derart gewesen ist-
wie er sich in der neueren Zeit bei Lohnkämpsen beob¬
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achteil läßt . Das einzige wirksame Mittel in diesem

Falle besteht in der Selbsthilfe . Da wo eine Organi¬
sation ihre wirtschaftliche Kraft den » Gegenkontrahenten

gegenüber benützt , hilft gar nichts anderes als die Ge -

qeiiorganisation , und die ist erfolgt in dem Leipziger
Verband der deutschen Aerzte . In der Tat haben sich
die Verhältnisse in einer Weise schon gebessert oder ist
die Besserung wenigstens soweit angebahnt , daß auch die
Kroßh . Regierung und der ärztliche Ausschuß erklärt

haben , daß man von diesen Bestimmungen wohl absehen
könne , weil insbesondere im Großherzogtum Baden in¬

folge des Eingreifens des Leipziger Verbands die Ver¬

hältnisse zwischen Aerzten und Krankenkassen angemessen
geordnet seien . Man darf ja wohl die Hoffnung aus¬

sprechen , daß in « Laufe der Zeit hier eine gewisse Ruhe
cintreten wird . Es kann also vom Standpunkt der
Kommission aus nur begrüßt werden , daß diese Be¬

stimmungen , die das frühere Gesetz so schwer belastet
haben , aus dem gegenwärtigen Gesetz ausgeschieden find .

Aber die Uebel sind nun einmal vorhanden , die wirt¬
schaftliche Lage des ärztlichen Standes ist keine gute ,
und dem kann auf dem richtigen Wege nur dadurch
abgeholfen werden , daß sich der ärztliche Stand inner¬
lich gesund erhält , daß er in sich selbst eine ernsthafte
Disziplin schafft , und dazu erbittet er sich die Beihilfe
des Staates . Diese Beihilfe soll ihm in der behördlichen
Organisation der Ehrengerichte gegeben werden .
Da die Voraussetzungen dafür uns gegeben erschienen ,
so kann man auch der Organisation der Ehrengerichte
,,, ihren Grundgedanken wohl zustimmen . Früher schon
haben ähnliche Organisationen bestanden , die ärztlichen
Meine haben unter sich Schiedsgerichte geschaffen .
Deren Wirkung war aber doch durchaus ungenügend
„ nd zwar deshalb , weil es lediglich private Abmachungen
und private Vereinigungen waren , denen sich insbe¬
sondere derjenige , der nicht Arzt war , der also nicht
durch ein gewisses Band mit dem ärztlichen Stand
oerknüpft war , ohne weiteres entziehen konnte ; das
schiedsgerichtliche Verfahren konnte nur dann eintreten ,
wenn auch der außerhalb des ärztlichen Standes stehende
Beteiligte sich freiwillig dem Schiedsgericht unterwarf .

Das ganze ehrengerichtliche Verfahren gliedert sich in
drei Instanzen . Die erste Instanz wird gebildet
vom Ehrengericht , die zweite voni Ehrengerichtshof , die
dritte vom Verwaltungsgerichtshof . Die Kommission ist
mit dem Grundgedanken dieser Organisation und auch
mit allen wichtigen Punkten im Prinzip einverstanden .
So billigt sie es ganz besonders , daß die ehrengericht¬
liche Organisation sämtliche Aerzte umfaßt , auch die be¬
amteten Aerzte hinsichtlich ihrer Privattätigkeit . Der
Umstand , daß dies anderswo nicht geschehen ist , vor
allem in dem bayrischen Entwurf einer Aerzteordnung ,
ist dort zu einem schweren Nachteil geworden und ist
zumteil schuld daran gewesen , daß das Gesetz nicht zu¬
stande gekommen ist .

Die Kommission ist auch mit der Abgrenzung der Be¬
fugnisse der einzelnen Instanzen im einzelnen einver¬
standen , mit den , ganzen Geschäftsgang , mit den Aeuher -
lichkeiten der Jurisdiktion , die in den verschiedenen Para¬
graphen geregelt sind . Sie hat aber einige Aenderungen
getroffen . Sie hat vor allen Dingen die Sicherheit für
den Angeklagten vor dem Ehrengericht insbesondere ver¬
schärft , als sie beschlossen hat , daß es dem Angeschuldigten
in allen Stadien des Verfahrens gestattet sein soll , sich
eines Verteidigers zu bedienen , daß dem Verteidiger
Ansicht in die Akten und Kenntnis von den Terminen
zu geben ist usw . Sie hat diese Bestimmungen noch
weiterhin dadurch verschärft , daß sie die Befugnisse des
Richters nach der Strafprozeßordnung geordnet hat .
Auch hat sie die Verteilung der Kosten dahin abgeändert ,
daß , wenn eine PerurMlung erfolgt , der Angeklagte zu

den Kosten verurteilt werden kann , daß das aber nicht
immer im vollen Betrage geschehen muß , sondern daß
in bestimmten Fällen der Betrag herabgemindcrt werden
kann , wenn die Höhe der Kosten für den Verurteilten
nicht im richtigen Verhältnis Hu dem Vergehen steht oder
wenn ohne sein Verschulden im Lause des Verfahrens
die Kosten auf eine höhere Summe aufgelaufen sind .
Endlich hat sie auch das höchste Sstrafmaß , das dein
Ehrengericht zusteht , auf die Höhe von 2000 Mark
festgesetzt .

Wenn die Kommission so mit den mehr formalen
Teilen des ehrengerichtlichen Verfahrens leicht zu einen ,
Einverständnis gekommen ist , so ist das hinsichtlich des
Inhalts dessen , was nun dem ehrengerichtlichen Spruch
unterworfen werden soll , und hinsichtlich der Konstruktion
des Ehrengerichtshoss , also hinsichtlich der Beteiligung
des Aerztestandes selbst au der ehrengerichtlichen Juris¬
diktion nicht der Fall gewesen . Es sind hier drei Fragen
gewesen , die zu ernsthaften Erwägungen Anlaß gegeben
haben , die aber doch schließlich zu einen , glücklichen
Schluß gekommen sind , so daß das Zustandekommen des
Gesetzes , wenigstens soweit es die Kommission betrifft ,
nicht weiter gefährdet erscheint .

Es war in allererster Linie die Frage der Stan¬
desordnung , in der bestimmt werden sollte , was in
konkreten Fällen des Standes unwürdig ist . In , Ein¬
gangspassus des tz 20 enthält der Entwurf allgemeine
Normativbestimmungen hinsichtlich dessen , was in den
Pflichtkreis der Aerzte gehört , dessen Uebertretungen dem
ehrengerichtlichen Verfahren zu überweisen sind .

'
Es ist

dann aber weiterhin in dem Regierungsentwurf vor -
geschlagen , es soll eine Standesordnung erlassen werden ,
und zwar von , Großh . Ministerium des Innern unter
Anhörung der Aerztekammer . Diese Standesordnung
würde die konkreten Fälle zu enthalten haben , die als
standesunwürdig zu bezeichnen sind , und die Ver¬
fehlungen aufzählen , wegen deren ein ehrengerichtliches
Einschreiten gegen die betr . Aerzte einzuleiten wäre .
Hier sind in der Konimission drei Meinungen laut
geworden . Die eine Meinung ging dahin , daß , wenn
man den Vorschlägen der Regierung zustimmen würde ,
auch die nötige Sicherung dafür enthalten sei , daß in die
Standesordnung nichts hineinkomme , was gemeinschädlich
wirken könne ; insbesondere würde das Großh . Mini¬
sterium , das über den , Aerztestand steht , infolge seiner
Verantwortlichkeit schon dafür sorgen , daß nichts in die
Standesordnung hineinkommt , was als einseitiger und
schädlicher Ausfluß der ausschließlichen Standesan¬
schauungen der Aerzte anzusehen sei .

Die zweite Meinung ging dahin , daß man den , Großh .
Ministerium des Innern eine derartige Befugnis nicht
einräumen könne und dürfe . Man müsse durchaus ver¬
langen , daß , wenn in einem Gesetz einer Körperschaft
eine so weit gehende Strafbefugnis zugewicsen würde ,
wie eben den , ärztlichen Ehrengericht , dann auch in de » ,
Gesetz selbst gesagt werden müsse , welches denn eigentlich
die Verfehlungen seien , wegen deren so hohe Strafen
erlassen werden . Bei einer derartigen Frage , die so tief
in die wirtschaftliche Existenz einzelner Personen und
einzelner Gruppen von Personen eingreife , die so tief
eingreifen könne , daß deren Existenz dadurch ganz in
Frage gestellt werde , müßten unter allen Umstünden die
Volksvertreter gehört werden

Endlich ging eine dritte Meinung dahin , daß es einer
Standesordnung für die Aerzte überhaupt „ icht bedürfe ;
wenn diese sich nach allgemeinen menschlichen und sitt¬
lichen Anschauungen richteten und darnach innerhalb
und außerhalb des Dienstes ihr Verhalten
einrichten würden , so sei es gar nicht möglich ,
daß sie dann mit den Ehrengesetzen in Konflikt kämen .
Dann würde eben ihr Verhalten nach allen Seiten tadels -
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frei und unbeanstandet sein, so daß ein Einschreiten nicht
notwendig sei . Eine besondere Standesordnung, die
diese besonderen Standesanschauungen enthalte , wirke in
sich unsozial ; man könne nicht zugeben, daß für diesen
einzelnen Stand seine besondere Anschauungen in einer
Standesordnung niedergelegt werden .

Ich verweise hinsichtlich der Einzelheiten auf die Be¬
gründung , in der das für und wider hinsichtlich der drei
Anschauungen ausführlich auseinandergesetzt ist .

Im engen Zusammenhang mit dieser Bestimmung steht
noch die Vorschrift des Z 47 im Absatz 2 , worin gesagt
ist, daß die Richter der ärztlichen Ehrengerichte lediglich
nach ihrer Ueberzeugung zu sprechen haben, daß sie also
ihr Urteil ganz ohne Rücksicht auf eine derartige Standes¬
ordnung abgeben sollen . Dieser Satz enthält das Kor¬
rektiv dagegen , daß in der Standesordnung, auch wenn
sie von der Regierung erlassen wird , einseitige Anschau¬
ungen des ärztlichen Standes zum Ausdruck konimen,
die mit den im Publikum herrschenden Anschauungen sich
nicht vereinbaren ließen .

Eng mit der Frage der Standesordnung hängt die
Frage der Homöopathen und der Naturheilärzte
zusammen . Im 3 . Absatz des ß 20 ist die Meinung
ausgesprochen , daß religiöse , politische und wissenschaft¬
liche Ansichten und deren Betätigung niemals
zum Gegenstand eines ehrengerichtlichen Verfahrens
gemacht werden können. Die Kommission war
sich sofort einig , daß politische und religiöse
Ansichten und deren Betätigung ohne weiteres hier aus¬
zuscheiden haben . Hinsichtlich der wissenschaftlichen An¬
sicht und deren Betätigung spielt aber hier die Frage
der Homöopathen und Naturheilärzte herein . Ich be¬
merke dazu , daß das Gesetz nur von den approbierten
Aerzten handelt , daß also hier die Frage der Kurpfuscher
nicht hineinspielt , daß also die Bestimmungen sich nur
auf die drei oder vier approbierten Homöopathen und
Naturheilärzte sich beziehen kann, die überhaupt im
Großherzogtum Baden vorhanden sind Es ist die
Befürchtung laut geworden , daß deren Existenz an sich
schon als standesunwürdig von den übrigen Aerzten an¬
gesehen werden könne, daß sie in ihrer ganzen Existenz
dadurch bedroht sein würden, daß die Aerzte versuchen
würden , schon die bloße Tatsache, daß jemand sich als
Homöopath oder Naturheilarzt auftut, als eine standes¬
unwürdige und infolge dessen dem ehrengerichtlichenVer¬
fahren unterworfene Tätigkeit auffassen zu lassen. Darüber
waren wir alle einig, daß die wissenschaftliche Seite der
Frage an sich nicht berührt werden soll ; es soll kein
Zweifel darüber gelassen werden, daß die Gesetzgebung
keinerlei Befähigung und keinerlei Berechtigung in
sich hat, in die Lösung wissenschaftlicher Kontroversen
einzugreifen , daß man deren Erledigung durchaus der
Wissenschaft überlassen muß und kann. In dem Ent¬
wurf, den die Königlich bayrische Regierung den bayrischen
Ständen vorgelegt hat, war eine Bestimmung des In¬
halts eingefügt , daß die Aerzte verpflichtet sind, auf dem
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Boden der Schulmedizin zu stehen ; in dem Gesetz selbst
waren also die Homöopathen und Naturheilärzte aus¬
geschlossen . Es ist das schon in der Kommission der
bayrischen Ständekammer entschieden abgelehnt worden
und auch wir stehen auf dem Boden, daß eine derartige
Bestimmung durchaus verfehlt wäre , und daß, wenn
irgend ein Krankheitsprozeß in dem Körper des ärzt¬
lichen Standes oder in dem Körper der ärztlichen
Wissenschaft vorliegt , er nicht anders als auf dein Boden
voller Freiheit ausgeheilt werden kann.

Die Schulmedizin an sich steht den Ideen der
Naturheilärzte durchaus nicht fremd gegenüber . Im
Gegenteil , diese Ideen sind durchaus den Bestrebungen,
den Gedanken der Schulmedizin entnommen . Sie stellen
an sich garnichts neues vor Sie sind einseitige Aus¬
bildungen von Anschauungen und Gedanken , die
in der Schulmedizin selbst ausgesprochen sind , und

darf auch durchaus nicht die Befürch -man

Die Kommission hat schließlich , nachdem auch die
Gr . Regierung sich damit einverstanden erklärt hat, auf
die Erlassung einer Standesordnung verzichtet. Sie hat
geglaubt , darauf verzichten zu können in dem Vertrauen ,
daß auch unter diesen Umständen aus der Organisation,
der Zusammensetzung der Ehrengerichte selbst heraus zu
erwarten sei, daß die Ehrengerichte ihre Pflicht und
Schuldigkeit nicht blos dem ärztlichen Stande gegenüber,
sondern der Oeffentlichkeit gegenüber erfüllen würden .
Die Kommission war der Meinung, daß in diese Ehren¬
gerichte doch bloS die vertrauenswertesten und würdig¬
sten Mitglieder des ärztlichen Standes berufen würden ,
und daß man sich von ihnen eines durchaus unparteiischen
und gerechten Urteils wohl versehen könne.

tung hegen , daß die ärztliche Wissenschaft an
unseren Hochschulen derartige Bestrebungen unter¬
drücken wird und unterdrücken kann . Es ist ja nicht
mehr eine Geheimlehre , die hier getrieben wird , sondern
es sind die wissenschaftlichen Kräfte zu Hunderten und
tausenden an der Arbeit . Wenn man auch nur einen
oberflächlichen Einblick darin hat, so muß man aner¬
kennen. mit welch scharfem Kritizismus die wissenschaft¬
liche Medizin jede einzelne Meinung, jede einzelne Arbeit
unter die Lupe nimmt. Eine derartige Ansicht wäre
noch vor hundert Jahren möglich gewesen, wo die Heil¬
kunst ein Arcanum , eine Geheimlehre war . Aber heute,
wo in dieser außerordentlich weit ausgedehnten Literatur,
in dieser vielfach sich befehdenden Literatur so viele
Kräfte tätig sind und sich alles vor der breiten Oeffent¬
lichkeit abspielt, da braucht man derartige Befürchtungen
nicht mehr zu hegen. Die medizinische Wissenschaft ist
ein Kind der Naturwissenschaften , ist durch und durch
durchsetzt von naturwissenschaftlichen Gedanken, und diese
naturwissenschaftlichen Gedanken enthalten in sich eben
schon den scharfen Kritizismus, den wir allenthalben
an der Arbeit sehen . Der ärztlichen Wissenschaft sind
aber auch die Grenzen ihrer Tätigkeit mehr
als in früheren Zeiten zum Bewußtsein gekommen .
So richtet sich der Kampf nicht gegen die Homöopathie,
nicht gegen die Naturheilkunde als solche , sondern gegen
deren Uebertreibungen , gegen deren Aeußerungen , gegen
einzelne Homöopathen und einzelne Naturheilärzte. Im
Gegenteil , den Kampf der wissenschaftlichen Meinungen
muß man durchaus als erwünscht bezeichnen, der wird
zweifellos, so wie bei uns das wissenschaftliche Leben
heute ist , zu einem Austrag, zu einer Ausgleichung der
Meinungen führen .

Dagegen wenden sich die Aerzte scharf gegen die Art
der Reklame , gegen die Form der Polemik , die
Vonseiten der Naturheilkundigen geübt wird , vor allem
aber gegen die unleugbare Verbindung, in der die
Naturheilärzte mit den Naturheilvercinen
stehen. Letztere haben zweifellos auf manchen
Gebieten außerordentlich nützlich und anregend gewirkt .
Soweit sie sich auf eine Förderung naturgemäßer
Lebensweise , auf die Sanierung der hygienischen Ver¬
hältnisse , auf die Belehrung weiter Kreise unseres Volkes
hinsichtlich natürlicher Lebensweise und gesundheitlicher
Verhältnisse erstrecken , muß man ihre Arbeit durchaus
anerkennen und ihnen dafür dankbar sein . Es ist das
eine Arbeit, die ja von niemanden sonst geleistet werde »
kann, und tatsächlich haben sie hier schon viel gutes ge¬
schaffen . Aber ebenso zweifellos ist auch , daß manche
von ihnen in sehr enger und sehr bedenklicher Vcr>
bindung mit Kurpfuschern stehen , und daß in manchen
von diesen Naturheilvereinen da» Kurpfuscherwesen sich
in einer höchst bedenklichen Weise breit macht.
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Was nun endlich den letzten Punkt anbelangt , die

Zusammensetzung des Ehrengerichtshofes , so

find wir zu einem von dem Entwurf der Großh . Ncgie -

ruug und auch von den Vorschlägen der Kommission der

Zweiten Kammer vorigen Landtags abweichenden Ergeb¬

nis gekommen . Insbesondere schien uns bedenklich , daß

die Kommission der Zweiten Kammer vom vorigen Land¬

tag die Zusammensetzung des Ehrengerichtshofs dahin ge¬
ordnet hatte , daß er aus 3 Juristen und 4 Medizinern

bestehen sollte . Im Zusammenhang mit einer weiteren

Bestimmung des Entwurfs , daß zu einem rechtskräftigen
Urteil , das dem Angeschuldigten ungünstig ist , eine Mehr¬

heit von 5 Stimmen erforderlich ist , wäre darnach der Fall

kingctreten , daß die Aerzte für sich niemals eine Mehr¬

heit hätten bilden können , daß sie also mit ihren An¬

schauungen niemals in dem Maß hätten durchdringen können ,
wie es im Interesse des ärztlichen Standes notwendig
und wünschenswert erscheint . Aber nicht das hat den

Ausschlag gegeben , sondern die Motive , die in eine der¬

artige Bestimmung hineingelegt werden könnten , nämlich
ein schweres Mißtrauen gegen den ärztlichen Stand , das

Mißtrauen , daß er auch in dem höchsten Organ , das er

sich schaffen kann , in dem Ehrengerichtshof , nicht unpar¬
teiisch urteilen könne , sondern daß wenigstens die Gefahr
bestehe, daß seine Urteile ein Ausfluß einseitigen Standes¬
interesses und einseitiger Standesanschauungen sein könn¬
ten . In der Tat hat denn auch der ärztliche Stand

gerade diese Bestimmung auf das allerschärfste in diesem
Zinne aufgefaßt und sich gegen diese Bestimmung als
die für ihn wichtigste Bestimmung des ganzen Gesetzes
gewandt. Die Großh . Regierung hat dann weiterhin dem
Vorschlag zugestimmt , der gemacht worden ist , und die

Aerzte haben sich auch damit einverstanden erklärt , daß
der Ehrengerichtshof aus zwei Juristen und fünf Aerzten
bestehen solle . So ist denn zu hoffen , daß auch diese
Bestimmung einerseits dem Wunsch gerecht wird , daß in
dieser zweiten Instanz ein nach allen Seiten auch rechtlich
unanfechtbares Urteil zustande kommen möge , daß anderer¬
seits aber auch den Wünschen und der Würde des ärzt¬
lichen Standes hier Rechnung getragen ist .

Der letzte Abschnitt des Gesetzes beschäftigt sich — und
das ist an dem Gesetzentwurf neu — mit der Organisation
der Rechtsverhältnisse der Tierärzte und der Zahnärzte ,
der Apotheker und des Hilfspersonals im Gesundheits¬
wesen.

Neu hineingekommen sind die Zahnärzte , für die
derartige Bestimmungen noch nicht bestanden haben .
Tierärzten und Apothekern ist gemeinsam , daß
ihre Organisation sich im wesentlichen auf eine Kodifi -

zierung des bisherigen Zustandes beschränkt , daß also die
Befugnisse , die der tierärztliche Ausschuß und der
Apothekerausschuß bisher gehabt haben , nunmehr der
Tierärztekammer und der Apothekerkammer übertragen
Verden . Etwas weitere Bestimmungen waren notwendig
hinsichtlich der Apotheker , weil diese zu den staatlichen Be¬
hörden und zu dem Publikum in einem andern Verhältnis
stehen als Tier - u . Zahnärzte , insofern sie durch die eigenartige
Stellung des gesamtenApothekerwesens eine ArtMittelstellung
Mischen dem reinen Gewerbe und einer staatlichen Organi¬
sation einnehmen . Hier hat die Frage der Teilnahme
der Apothekergehilfen , also der approbierten Apo¬
theker , die noch nicht in selbständigen Stellungen sind ,
eine etwas andere Ordnung gefunden . Wir haben den
Kreis derjenigen Apothekergehilfen , die das Wahlrecht
stir die Apothekerkammer haben sollen , etwas erweitert ,
aber doch an der Bestimmung festgehalten , daß das Wahl¬
recht eine gewisse Bodenständigkeit voraussetzen soll , inso¬
fern die Wahlberechtigten seit 2 Jahren in einer badischen
Apotheke tätig gewesen sein müssen .

Ich komme zum Schluß und habe im Namen der Kom¬
mission die Annahme des Gesetzes zu empfehlen .

Wir haben hier den Versuch , den ärztlichen Stand ,
der eine so wichtige Stellung in unserem gesamten Volks¬
leben einnimmt , zu organisierest , ihm eine bessere Organi¬
sation zu schaffen , die seinen Bedürfnissen mehr fentspricht ,
und die auch für die Förderung seiner Interessen
Wesentliches erhoffen läßt . Man muß nach meiner
Ansicht im ganzen dabei von dem Gedanken ausgehen ,
daß der Arzt eben nicht beurteilt werden kann , wie ein
Arbeiter , wie ein Handwerker , daß er noch viel weniger
beurteilt werden kann , wie irgend jemand , der in einem
modernen Betrieb tätig ist , wo zwischen Produzenten und
Konsumenten keinerlei Beziehung vorhanden sind , wie das
ja der Fall ist bei der modernen Großproduktion , sondern
man wird den Arzt nach zwei Seiten anders anzusehcn
haben : Er ist nicht nur eine Person , die eine bestimmte
Tätigkeit ausübt , er soll nicht nur der Ausüber seiner
Kunst sein , sondern er soll auch ein wissenschaftlich tätiges
Glied sein , er soll sich einfügen in den großen Rahmen
der Heilkunst und nicht nur nach dem Maße seiner augen¬
blicklichen ^Kenntnisse seine Kunst an dem einzelnen
Kranken ausüben , sondern auch über das hinaus zu den
Fortschritten ihrer Wissenschaft beitragen . Dann erst sinkt
der Arzt auf den Stand der Handwerker hernieder , wenn
er von den Fortschritten der Wissenschaft selbst keine
Kenntnis nimmt und sich andererseits auch nicht bemüht ,
seine Erfahrungen in den Dienst der Wissenschaft zu
stellen . Es ist aber noch ein anderes Band , das ihn mit
der Oeffentlichkeit verbindet und ihn dadurch am meisten
von anderen Berufsständen unterscheidet : Er soll nicht
nur seine Kunst am Einzelnen ausüben , sondern
er soll sein und bleiben der Vertrauensmann der Familie ,
der in so vielen Hunderten von Fällen in den Jammer
und das Elend hineinschaut , vor dem sich so und so viele
Geheimnisse , die sich im Schoß der Familie verbergen ,
erbarmungslos enthüllen .

Deshalb haben wir den Wunsch , den ärztlichen Stand
so hoch zu heben , als er nur gehoben werden kann . Ich
möchte daher die Herren ersuchen , dem Gesetz in der Form ,
die ihm die Kommission gegeben hat , ihre Zustimmung
zu geben und die eingelaufenen Petionen für erledigt zu
erklären .

Ehe in die allgemeine Beratung eingetreten wird ,
teilt der Präsident mit , daß ein Antrag , unterzeichnet
von den Abgg . Schmidt - Karlsruhe , Wittemann , Dieterle ,
Neuhaus , Zehnter , Schmidt - Breiten , Banschbach und
Lehmann , übergeben worden sei, der dahin laute :

„ Die Unterzeichneten beantragen , folgende
Abänderung der Fassung des 8 24 , Abs . 2 , 3 , 4 :

Abs . 2 : Der Ehrengerichtshof besteht aus vier
ärztlichen Mitgliedern , sodann fortzufahren wie im
Entwurf .

Abs . 3 b : Für den Ehrengerichtshof drei rechts¬
kundige Mitglieder und drei Stellvertreter für
dieselben .

Abs . 4 : Bon den drei rechtskundigen Mit¬
gliedern des Ehrengerichtshof soll eines ein höherer
Verwaltungsbeamter , ein weiteres Mitglied eines
Kollegialgerichts sein . Das gleiche gilt für die
Auswahl der Stellvertreter .

"

Bei der allgemeinen Beratung erhalten das Wort :

Abg . L>r . Zehnter (Zentr . ) : Ich habe in bezug auf
das vorliegende Gesetz mehr als ein Bedenken . Ich habe
insbesondere ein Bedenken auch bezüglich des § 24 , hin¬
sichtlich welches der eben verlesene Antrag vorliegt . Ich
will aber in der Generaldebatte zunächst nur auf einen
Punkt eingehen , und zwar deshalb , weil ich der Meinung
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bin , daß, wenn meine Bedenken in bezug auf diesen einen
Punkt begründet sind , der vortiegende Gesetzentwurf noch¬mals in die Kommission zur lveiteren Beratung zuriick-
verwiesen iverden müßte , und weil, wenn diese Bedenkenim Hause Anerkennung fänden , wir voraussichttich unsbeute eine weitere Diskussion ersparen könnten.' Ter Punkt , auf den mein Bedenken sich bezieht , ist der
rs 36, nnd zwar die Frage , ob dieser Paragraph mit den
Bestimmungen der Gewerbeordnung vereinbar ist.

Es ist ja für jemanden, der sich nicht öfter oder fort¬
gesetzt mit den in Frage kommenden Dingen beschäftigt ,nicht ganz leicht , ein klares Bild zu gewinnen über das
Verhältnis zwischen der Gewerbeordnung und dem , wasneben der Gewerbeordnung noch der Landesgesetzgebungzur Regelung überlassen ist . Wenn ich mir das Bild
richtig gemacht habe, so liegen die Dinge so : Der § 6 der
Gewerbeordnung bestimmt, daß die Ausübung der Heil¬kunde nur insoweit unter den Bestimmungen der Ge¬
werbeordnung steht, als die Gewerbeordnung ausdrück¬
liche Vorschriften darüber trifft . Insoweit dagegen die
Gewerbeordnung nicht ausdrückliche Bestimmungen in be¬
zug auf die Allsübung der Heilkunde trifft , ist die Lan-
desgesetzgeblliig nach meiner Auffassung, die ich gerne be¬
richtigen lasse von besser Sachverständigeil, berechtigt ,weitere Bestimmungen zu erlassen .

Run gehören zu der Heilkunde nach den vorliegendenKommentaren nicht bloß die Ausübung der ärztlichenHilfe, sondern auch die niederen ärztlichen Ver¬
richtungen , wie sie von den Heildienern , Wund¬
arzneidienern , Badern und derartigen Leuten ausgeübtwerden. Nicht zur Heilkunde gehört dagegen die bloße
Krankenpflege , d . h . die Bewahrung und Pflegevon Kranken, ohne daß dabei aus eigener Initiative des
Krankenpflegers oder Wärters auf die Förderung der
Gesundheit hingewirkt wird .

'
Diese sogenannten Kranken¬wärter , Wochenpflegerinnen und dergleichen Leute üben

eine gewerbliche Tätigkeit im Sinne der Gewerbe
ordnnng aus und fallen nach meiner Auffassung unter
die Bestimmung des 8 k der Gewerbeordnung , d . h . dasGewerbe der Krankenpfleger , Wärter usw . ist frei.

Nun haben wir in bezug aus die Ausübung der Heil¬kunde in der Gewerbeordnung nur Bestimmungen hin¬
sichtlich der Ausübung der ärztlichen Heilkunde, lind
zwar im wesentlichen nur in bezug auf dieZulassung
zur Ausübung der ärztlichen Heilkunde. Wir haben da¬
gegen in der Gewerbeordnung keine Bestimmungen in
bezug auf die Dienstverrichtungen der sogenannten nie¬
deren Heildiener , und daraus wird meines Erachtens
gefolgert, daß die Landesgesetzgebung allerdings berech¬
tigt ist, in bezug auf die sogenannten niederen Heil¬diener landesgesetzliche Bestimmungen einzuführen . Da¬
gegen ist meines Erachtens die Landesgesetzge¬
bung nicht berechtigt , in bezug auf die
bloßen Krankenpfleger Bestimmungen
zu treffen , welche sie in der Ausübung ihrer gewerb¬
lichen Tätigkeit hemmen, weil sie eben unter den generel¬len Sah des 8 1 der Gewerbeordnung fallen, welcher den
Gewerbebetrieb freigibt .

Wenn diese Darlegungen richtig sind , dann entstehenaber meines Erachtens gerechte Zweifel, ob der § 66 des
vorliegenden Gesetzesentwurss mit den Bestimmungen der
Gewerbeordnung vereinbar ist . Denn der § 66 trifft
beschränkende Bestimmungen nicht bloß bezüglich der Heil-diener, sondern auch bezüglich der Krankenpfleger und
dergleichen Leute, die lediglich gewerbliche Dienste darbieten. Er bestimmt : „Die im Haupt - oder Nebenberufmit Hilfeleistungen im Gesundheitswesen beschäftigten
männlichen und weiblichen Personen , welche nicht als
Aerzte, Zahnärzte , Tierärzte , Apotheker approbiert sind

und nicht ini staatlichen Dienst stehen , insbesondere di,Heildiener , Heilgehilfen, Krankenwärter unk- Wärterinnen , Hebammen, Wochenpflege ,rinnen , Leichenschauer , Desinfektoren , unter¬stehen der Aufsicht des Bezirksarztes .
"

Ich will zugeben, daß diese Bestimmung vereinbar sei»mag mit der Gewerbeordnung , insoweit es sich um Heil¬diener , Heilgehilfen und Hebammen handelt . Dagegenfallen die aufgeführten Krankenwärter und -Wärterinnendie Wochenpflegerinnen und Desinfektoren keinenfalsiunter die Leute , die Heilkunde ausüben , sondern sie bix.ten lediglich eine gewerbliche Dienstleistung dar und fal¬len deshalb unter die Bestimmung des 8 1 der Gewerbe¬ordnung . Sie sind frei in der Ausübung ihres Berufe-und deswegen bin ich der Meinung , daß es rechtlich un¬zulässig ist, diese Leute unter die Aufsicht der Bezirks¬ärzte zu stellen . Ich wüßte wenigstens nicht , wie dieseBestimmung in 8 66 Absatz 1 mit der Vorschrift des 8 lder Gewerbeordnung vereinbar sein sollte .
Ter Absatz 2 des 8 66 bestimmt sodann weiter, daß diein Absatz 1 genannten Personen , also auch die Kranken-Wärter und -Wärterinnen , Wochenpflegecinnen usw . , mii

Disziplinarstrafen bis zn 200 M . belegt iverdenkönnen, wenn sie den Verordnungen , welche das Ministe¬rium des Innern über ' die Ausübung ihres Berufes er
lassen hat , oder sonstigen Auflagen , die ihnen gemachtiverden, nicht Nachkommen .

Es scheint mir schon auffallend , wie man überhaupt vor
Disziplinarstrafen reden kann in bezug auf Leute, die i«
gar keinem disziplinarischen Verhältnis zn demjenigender die Dienstaufsicht ausüben soll , stehen . Man kann voreiner Disziplin nnd von Disziplinarstrafen doch Wok, !nur da sprechen, wo jemand in die Dienste eines andere »
getreten ist ; aber wie man von einer Disziplinarstrair
reden kann in bezug auf jemand , der einen freien, geiverb-
liehen Beruf ausübt , und der nicht vertragsmäßig dem-
ienigeu unterstellt ist, der die Disziplin über ihn ausüben
soll, das verstehe ich einstweilen nicht , und weiß nicht , wic
es mit der Gewerbeordnung vereinbar sein soll.

Die Verordnungen , die in bezug auf die Dienstobliegen¬
heiten der Krankenpfleger schon dermalen bestehe»und nun für die Zukunft durch den 8 66 gedeckt werde »
sollen , gehen sehr weit . Sie basieren ans dem 8 9 der
Dienstiustruktion für Bezirksärzte . Dort heißt es : „Die
Berufs - und Diensttätigkeit des niederen Sanitätsperso¬nals , Hebammen, Heilgehilfen . Krankenpfleger ,
Leichenschauer , steht unter Aufsicht des Bezirksarztes .

"
Auf Grund dieses 8 3 ist eine Verordnung am 28. No¬

vember 1002 erlassen worden unter dem Titel : „Die
Diensttätigkeit des Krankenpflegerpersonals "

. Die Ein¬
leitung lautet : „Zum Vollzug des 8 3 der Dienstweisuno
für die Bezirksärzte vom 1 . Januar 1886 wird verordnet,was folgt .

" Dann bestimmt der 8 1 die Aufgaben der
Krankenpfleger und sagt , daß sie da und darin bestehen,und macht ihnen Vorschriften, was sie zu diesem Zweck
zu tun haben . Dann kommt der 8 2, der sagt : „Die Kran¬
kenpfleger- und -Pflegerinnen haben den Arzt in seiner
Tätigkeit durch ihre technischen Hilfsleistungen zu unter¬
stützen, insbesondere durch Arzneiverabreichung, Um¬
schläge, Einpackungen, Eingießungen , Einspritzungen.
Temperaturmessungen , Güsse , Schröpfen , Blutegelsetzen ,
Katheterisieren, Herstellen von Verbänden und dgl.Sie dürfen jedoch derartige Hilfeleistungen nur auf aus¬
drückliche ärztliche Anordnung eintreten lassen .

"
Dann geht es in 8 3 weiter : „Ohne ärztliche Anordnung

sind Krankenpfleger und -Pflegerinnen nur befugt, unter
genauer Beachtung der ihnen bei ihrer Ausbildung oder
vom Bezirksarzt gegebenen Anweisungen n . kleine ein¬
fache Wunden zu reinigen . . . usw.

"
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Dann heißt es in 8 4 : „Im übrigen sind sanken -
psleger und -Pflegerinnen zur selbständigen Hilfeleistung
nur in Notfällen befugt .

"

Es wird also hier der Gewerbebetrieb im Wege einer
Perordnung in einem Maße beschränkt , wie es mir auch
in , Widerspruch mit den Bestimmungen der Gewerbeord
nnng zu sein scheint.

In 8 ö heißt es : „Tie nach Z 4 dem Krankenpflege¬
personal gestattete selbständige Hilfeleistung darf nicht
länger als bis zum Eintreffen des Arztes , dessen schleu¬
nige Herbeirufung sie zu veranlassen haben , andanern ",
nnd in dieser Weise geht es durch die ganze Verordnung
-nrch . Es werden eine ganze Reihe von positiven Vor¬
schriften gemacht , wie sich diese Krankenpfleger zu ver¬
halten haben , und umgekehrt werden ihnen eine ganze
llieihe von Tätigkeiten einfach untersagt , wenn sie nicht
ärztlich angeordnet oder gestattet sind .

Es gibt bei uns eine Geschästsordnungskommission .
und man hört das ganze Jahr viel davon , daß die Her¬
ren die provisorischen Gesetze aufsuchen . Die eifrigste
Tätigkeit entfaltet dabei unser Kollege Birkenmaper .
Aber die Herren scheinen den Satz , welcher in der Bibel
sucht „ Suchet , so werdet Ihr finden ! " zu Schanden zu
niaclM (Heiterkeit ) , ich habe noch nie gehört , daß sie et¬
was gefunden haben , außer wenn sie von irgend einer an -
-erm Seite darauf aufmerksam gemacht wurden (erneute
.Heiterkeit) . Ich habe den Herren deswegen schon oft , aber
immer ohne Erfolg , den Rat gegeben , sie sollen dieses Auf -
suäM von Provisorischen Gesetzen ganz unterlassen , denn
ea ist , so viel ich weiß , nirgends vorgeschrieben , sondern
die Versassungsurkunde gibt den Landständen nur das
Hecht , Provisorische Gesetze zu reklamieren . Es müßte
auch einer wirklich ein sehr glückliches Auge haben , wenn
er beim einfachen Durchblättern so dicker Bände — manch -
mal sind sie noch dicker , wie der hier (Heiterkeit ) — wirk¬
lich auf Punkte stieße , wo etwas zu reklamieren ist .

Diese Verordnung von 1902 wäre aber meines Er¬
achtens einer Prüfung wohl würdig gewesen. Da sie
aber von der Geschäftsordnungskommission nicht rekla¬
miert worden ist , bin ich der Meinung , daß eben die jetzt
eingesetzte Kommission für diese Aerzteordnung die Frage
ihrer Vereinbarkeit mit der Gewerbeordnung und im
Zusammenhang damit die Frage der Zulässigkeit des
8 66 des Entwurfs prüfen muß , und daß wir nicht weiter
gehen können , ohne daß diese Frage geklärt ist . In dem
Berichte der Kommission habe ich über die Frage nichts
gefunden . Es scheint, daß sie dort nicht zum Gegenstand
einer Prüfung gemacht worden ist .

Ich will einstweilen abwarten , bis sich die Großh . Re¬
gierung zu dieser Frage erklärt hat ; eventuell , wenn
meine Bedenken nicht vollständig durch das , was von sei¬
ten der Regierungsbank vorgetragen wird , beseitigt wer¬
ben , würde ich mir Vorbehalten , einen Antrag dahin ein¬
zureichen , die Verhandlungen über den Entwurf abzu¬
brechen und den Gegenstand zur weiteren Prüfung an
die Kommission zurückzuverweisen — zur weiteren Prü¬
fung über die Frage : ob und inwieweit die Bestimmungen
des 8 66 mit der Gewerbeordnung vereinbar sind , even¬
tuell, welche Aenderungen an dem 8 66 etwa notwendig
sind , um seine Bestimmungen nnt der Gewerbeordnung
in Einklang zu setzen (Von mehreren Seiten : Bravo !) .

Abg. Schmidt - Karlsruhe (Zentr. ), zugleich zur Be¬
gründung des Antrags, der sich auf § 24 bezieht : Der
vorliegende Gesetzentwurf ist auch in der Fassung, die
er durch die Kommissionsbeschlüffe erhalten hat, für mich
nicht annehmbar . Es ist ja nicht zu bezweifeln , daß
das Bestreben des Entwurfes, eine Organisation des
ärztlichen Standes zu schaffen , einem gewissen Bedürfnis
entgegenkommt; alles organisiert sich heutzutage — also

warum nicht auch die Aerzte? Aber der Entwurf bietet
nun in der von ihm vorgeschlagenen Organisation gegen¬über allen andern Organisationen eben die Ausnahme,
daß er eine Zwangsorganisation schafft , und daß er
diese Zwangsorganisation mit ganz gewaltiger Straf¬
befugnis ausstattet , welche nach innen und nach außen
einschneidende Wirkungen äußert, so daß auch das all¬
gemeine Interesse deshalb dadurch sehr in Mitleidenschaft
gezogen wird.

Es ist nun nicht zu verkennen, daß die in dem Ent¬
wurf , welcher dem letzten Landtag vorgelegt war, be¬
anstandeten Paragraphen (M 20 und 21) über den
Eingriff in den freien Vertragsabschluß weggeblieben
sind . Ich habe mich aber, als ich diese Bestimmungen
zu dem vorliegenden Entwurf nicht fand , sofort fragen
müssen : Stecken nicht schließlich jene Paragraphen, welche
damals beanstandet worden sind , vielleicht implioits doch
noch darin ? Kann man dasselbe, was man mit jenen
Bestimmungen gewollt hat, nicht vielleicht doch auch auf
diesem Wege erreichen ? Und das scheint mir nun aller¬
dings glücklich wieder der Fall zu sein . Man hat die
Bestimmungen der Form nach weggelassen, aber so , daß
man besonders in der Frage der Standesordnung doch
wieder eine Einschmuggelung ermöglichen kann . Ent¬
gegen den Wünschen der Kommission des letzten Land¬
tags (der anzugehören auch ich die Ehre hatte) , wollte
die Regierung die Standesordnung nun auf dem
Wege der Verordnung erlassen. Dann hätte inan na¬
türlich jene Paragraphen ohne weiteres wieder in die
Standesordnung hereinschreibenkönnen. Die Kommission
hat nun einen Ausweg zu finden geglaubt , indem sie
die Erlassung einer Standesordnung durch Gesetz oder
durch Verordnung überhaupt ausschließen will ; nach dem
Bericht hat sie ihre Meinung auch dahin ausgesprochen ,
daß auch durch die Aerzte eine Standesordnung nicht
erlassen werden soll. Aber irgend ein Verbot ist im
Gesetz nicht festgelegt : Die Aerzte können eine Standes¬
ordnung erlassen, wenn sie es trotzdem für gut finden .

Nehmen wir aber auch an, eine derartige Standes¬
ordnung wird nicht erlassen — dann wird eben an die
Stelle der Standesordnung einfach die Standesan -
schauung, die Standessitte gesetzt werden. Ein Beispiel
aus einem andern Gebiet liegt nahe : Das Offizierkorps
hat auch keine Standesordnung, welche den Zweikampf
vorschreibt; trotzdem wird jeder ohne Gnade aus dem
Offizierkorps entfernt, wenn er sich z . B . weigert , sich
von dem Verführer seiner Frau auch noch niederschießen
zu lassen . Es wird sich also — gerade wenn eine
Standesordnung nicht besteht — umso leichter ermöglichen
lassen, daß dann eben einfach die Standessitte zum
Durchbruch kommt, zum Durchbruch gebracht wird, und
zwar auf dem Wege des ehrengerichtlichen Verfahrens;es wird dann alles das, was wir mit den §8 20 und 21
herausmerzen , auf den Karren der „ Verletzung der
Standessitte" geladen werden. Es macht sich derjenige
unwürdig , welcher mit einer Gemeinde , mit einer
Krankenkasse , einen Vertrag eines solchen Inhalts ab-
schließt , mit dem z . B . der ärztliche Bezirksverein usw .
nicht einverstanden ist .

Man sagt ja freilich : Die Verhältnisse liegen bei uns
nicht so wie in Sachsen . Das gebe ich als richtig zu .
Aber wir haben doch auch schon Beispiele im Lande er¬
lebt. Ich erinnere nur an den Aerztestreik droben im
Kreise Konstanz, der uns vor zwei Jahren hier beschäftigt
hat . Wir werden die Möglichkeit nicht aus der Welt
schaffen können, daß eben auch bei uns sich ähnliche
Konflikte ausbilden . Es sind nun eben einmal natürliche
wirtschaftliche Gegensätze mit beiderseits bis zu einem
gewissen Grade berechtigten Ansprüchen vorhanden : Aus
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der einen Seite die Bestrebungen der Organisationen
der Aerzte , auf der anderen Seite die anderen Organi¬
sationen , Gemeinden und Krankenkassen und das Publikum
überhaupt . In diesem Widerstreit wirtschaftlicher In¬
teressen dem einen Teil mit der Staatsgewalt , mit
Strafmitteln bis zu 3000 , oder wie die Kommission vor¬
geschlagen hat , bis zu 2000 M . zu Hilfe zu kommen ,
ist an sich schon bedenklich . Nun steigert sich dieses Be¬
denken noch am meisten dadurch , daß der Ehrengerichtshof
als die höchste Instanz derartig zusammengesetzt werden
soll , daß eine Gewähr dafür nicht geboten ist , daß in
Fällen von Konflikten (es kommen da in Betracht die
Vertretung von Ansichten und die Art ihrer Betätigung ,
es kommen in Betracht Konflikte mit Kassen und Ge¬
meinden ) auch hier wieder das ärztliche Element voll¬
ständig allein ausschlaggebend sein soll .

Der Ehren ge richtshof ist vorgesehen mit sieben
Mitgliedern ; die Großh . Regierung hat der Kommission
konzediert : fünf ärztliche Mitglieder und zwei juristische
Mitglieder , die also nicht direkt an der Sache
interessiert sind . Es wird also , wenn die Aerzte
Zusammenhalten , einfach die Zweidrittel - Mehrheit ,
wie sie für eine Verurteilung notwendig ist , gegeben
sein ; und die beiden Juristen , die darin sitzen ,
werden dann einfach lediglich ein Dekorationselement in
der Sache sein . Wenn ich nun lese , welche Urteile die
Ehrengerichtshöfe , besonders in Sachsen , schon geleistet
haben — wir haben ja in den Petitionen , die bei uns
eingegangen sind , ein sehr bemerkenswertes Material ,
es ist da von Verurteilungen die Rede , die erfolgt sind
wegen Haltung von Vorträgen in Naturheilvereinen ,
wegen irgend welcher persönlicher Beziehungen zu irgend
welchen Leuten — , ja wenn man solche Urteile liest ,
dann möchte ich für meine Person es dankend ablehnen ,
(und so wird es auch andern Kollegialrichtern gehen , die
vorgesehen sind ), als Richter in einen derartigen Gerichts¬
hof berufen zu werden und den Namen unter der¬
artige Sprüche setzen zu müssen . Man hat auch
in Sachsen selbst schon das Bedürfnis einer Aenderung
anerkannt ; es ist dort schon einem juristischen Mitglied
das Recht der Berufung eingeräumt worden . Man sieht
also schon hieraus , daß man dort in keiner Weise damit
einverstanden ist . Ebenso sind in anderen Bundesstaaten
schon an diesem Punkte mit gutem Recht die Aerzteordnungen
gescheitert . Ich halte es daher für durchaus unumgäng¬
lich notwendig , daß auch hier wieder die drei rechts¬
kundigen Mitglieder eingesetzt werden , wie es der Antrag
will , den ich mit Unterstützung von verschiedenen Seiten
des Hauses eingebracht habe . Dann wird eine Gewähr
dafür geboten sein , daß die Sache nicht nur nach ein¬
seitigen Standesinteressen , sondern nach den Geboten
der Gerechtigkeit und unter Wahrung der Interessen der
Allgemeinheit entschieden wird . Es sind schwerwiegende
Eingriffe in die persönliche Freiheit , welche die Aerzte -
ordnung an sich bringt ; es sind schwerwiegende Eingriffe ,
welche die Strafbestimmungen dieses Gesetzes im Gefolge
haben , wonach Geldstrafen sogar nach dem Beschluß der
Kommission noch bis zum Betrag von 2000 M . zu¬
lässig sind , also in einer Höhe , welche ins¬
besondere einem weniger gut situierten Arzt , und
deren sind es doch leider nicht wenige , einfach die Ver¬
nichtung seiner ganzen Existenz bereiten können Es
ist , ich betone es noch einmal , aber auch die Gefahr zu
beachten , welche für die Allgemeinheit , für die Ge¬
meinden und insbesondere für die Krankenkassen besteht .
Es wird mit dieser Zusammensetzung des Ehrengerichts
jeder niedergeknebelt werden können , und ich kann es nicht
verstehen , wenn sogar einzelne Mitglieder der sozial¬
demokratischen Partei , welche doch immer die Arbeiter¬
vertreter sein wollen , sich dazu bereit finden , einer

derartigen Organisation einen solchen Totschläq ,
für die Krankenkassen in die Hand zu geben . Ich ^
meine Freunde können uns dazu nicht verstehen
möchte Sie daher bitten , unseren Antrag anzuneh, ^
Würde unser Antrag fallen , so würde ich gezwung «.
sein , wegen dieses einen Paragraphen meine Zustnnmiin ,
zum ganzen Gesetz zu verweigern .

Minister vr . Schenkel : Die Rechtsgrundlagen , ^
denen die jetzige Ordnung der Berufsverhältnisse H
Aerzte und der sonst an dem Heilwesen beteiligten
sonen beruht , reicht ein ganzes Jahrhundert zurück . NH
jetzt ist , wenigstens zum Teil , maßgebend die Medizinal
ordnung , die im Jahre 1806 für das Großherzogtur
Baden erlassen worden ist . Sie feiert heute mit ihn,
übrig gebliebenen Resten ihr hundertjähriges Jubiläu «.
Diese Medizinalordnung war ein für ihre Zeit sehr wah
durchdachtes Gesetz ; ein Werk , das nicht bloß mit Um¬
sicht durchgearbeitet war , sondern auch mit einer gewiss
Voraussicht der Verhältnisse der Zukunft . Neben de,
Resten dieser Medizinalordnnng ist dann heute die sch,
vorhin von dem Herrn Abg . Zehnter erwähnte deutsch ,
Gewerbeordnung noch maßgebend , welche aber W
fragmentarisch einzelne Rechtsverhältnisse der mit der HA
behandlung befaßten Personen , insbesondere der Aerzte , Zch
ärzte , Tierärzte und Apotheker , und ferner einzelne Rechts !«
hältnisse der Krankenanstalten regelt . Es ist ein MißversM
nis , wenn man vielfach meint , deshalb , weil in der deutsch
Gewerbeordnung eine Anzahl fragmentarischer Vorschuß
über die Heilanstalten und das Heilpersonal enthalten W
sei der Heilberuf rechtlich zu einem Bestandteil der „ gewech
lichen

"
Tätigkeit gemacht worden . (Abg . vr . Zehnt «

Aber ich habe mich dieses Mißverständnisses nicht schuld
gemacht !) Nein , Sie haben das nicht getan , aber es ge
schieht vielfach . — Man hat seiner Zeit keine andere Fon
gefunden , um diese nach Lage der Sache wünschenswert
einheitliche Regelung wenigstens einer Anzahl von Recht
Verhältnissen des Heilpersonals und der Krankenanstalt !,
herbeizuführen , als die Form , daß man gelegentlichd «
reichsgesetzlichen Regelung des Gewerberechts eine Anzahl
fragmentarischer Vorschriften auch über das Heilwesen ii
die Gewerbeordnung ausgenommen hat . Aber im üb¬
rigen , soweit die Gewerbeordnung nicht auj
drücklichdieVerhältnissedes Heilberufs regest
ist nach 8 6 der Gewerbeordnung das Heilwese «
eine der Landesgesetzgebung überlassene Ma
terie .

Neben den Resten der badischen Medizinalcrdnung voi
1806 gelten im Großherzogtum Baden noch eine Reih
von anderen gesetzlichen Vorschriften , welche die BerO
pflichten der Heilpersonen , sowohl der akademisch gebildet »
als auch des sogenannten niederen Heilpersonals , sowie d«
Berufspflichten derjenigen regeln , welche Kranken - uni
Heilanstalten aller Art errichten und betreiben ; diese Vor¬
schriften sind insbesondere in dem Polizei strafgeseh -
buch enthalten . Außerdem erhebt sich dann über de»
Unterbau dieser in verschiedenen Rechtsnormen und - Quell »
zerstreuten rechtlichen Grundlagen eine Anzahl von Ver¬
ordnungen einerseits und Dienstanweisungei
andererseits , wodurch die Berufspflichten des Heilpersonal !
und seine Standesverhältnisse entsprechend den in de»
Gesetz der Regierung gegebenen Vollmachten und dn
Bedürfnissen unserer Zeit näher geordnet find . Dahn
gehört auch die vom Herrn Abg . Zehnter vorhin erwähnt
Verordnung vom Jahre 1902 über die Recht¬
verhältnisse des Krankenpflegepersonals , auf welche ili
später noch etwas näher eingehen werde .

Im allgemeinen haben die seitherigen Befliss -

mungen dem Bedürfnis genügt . Auf Grund der bt
jetzt geltenden Rechtsnormen sind Organisationen geschaffen
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worden , die den Berufsinteressen des für die öffentliche
Gesundheitspflege so außerordentlich wichtigen Standes
der Aerzte , Tier - , Zahnärzte und Apotheker im wesentlichen
genügen , und insbesondere eine Handhabe dazu bieten ,
daß man gegen unzuverlässige und ungeeignete Elemente ,
deren es ja in diesem Stand auch immerhin einige gibt
sich kann aber sagen , gottlob immer nur wenige gegeben
hat), einschreiten , eventuell sie sogar ausscheiden kann .

Aber es hat sich bei den Erfahrungen , die man mit
diesen gesetzlichen und Verordnungs -Bestimmungen gemacht
hat , gezeigt , daß unsere Gesetzgebung immerhin eine
Anzahl von Lücken aufweist , daß sie in einer Anzahl
M Punkten , die einer Regelung bedürfen , nicht die
erforderlichen vollständigen Handhaben darbietet , daß
überhaupt die ganze Materie auch aus dem Grunde
schwierig zu behandeln ist , sowohl vom Gesichtspunkte
des Publikums , als auch im Hinblick auf die Interessen
des ärztlichen Standes und des sonstigen Heilpcrsonals ,
weil die gesetzlichen , die Verordnungs - , die Dienst -
misungs -Vorschristen in einer Anzahl von Quellen ,
die aus verschiedenen Zeiten herstammen , zerstreut sind .
Deshalb hat es die Großh . Regierung nach Anhörung aller
derjenigen Kreise , die ein Interesse an einer gesetzlichen
Regelung haben , für sehr wünschenswert erachtet , daß
durch einen einheitlichen Gesitzesakt nunmehr die Berufs¬
und Standesverhältnisse des Heilpersonals im weitesten
Sinne des Wortes geregelt werden , und von diesem Ge¬
sichtspunkt aus ist schon dem vorigen Landtag und , nach¬
dem die Sache damals nicht geglückt ist , auch diesem
Landtag der Entwurf der Aerzteordnung unterbreitet
worden.

Ihre Kommission hat die Vorlage der Regierung einer
eingehenden Würdigung und Prüfung unterworfen . Es
sind von ihr eine Anzahl von Abänderungsvorschlägen
geniacht worden , die meiner Ansicht nach zum Teil Ver¬
besserungen enthalten und zum Teil wenigstens derart sind ,
daß die Regierung sagen kann , es seien grundsätzliche Be¬
denken dagegen nicht zu erheben . Ich kann der Kommis¬
sion für ihre gründliche , in die Sache selber eindringcnde
Prüfung und für das Ergebnis , zu dem sie gelangt ist ,
nur meinen warmen Dank anssprechen . Es sind nun
schlick außerhalb der Kommission oder auch von einzelnen
Kommissionsmitgliedern entgegen der Kommissionsmehrheit
nun doch noch Bedenken erhoben worden , die sich in zwei
Anträgen verdichtet haben .

Der eine Antrag ist der des Herrn Abg . Schmidt
und Een . , welcher darauf hinausgeht , es mögen die Be¬
stimmungen über die Zusammensetzung der ärztlichen Ehren¬
gerichte und des ärztlichen Ehrengerichtshofs noch einer
Aenderung unterworfen werden dahin , daß die Zahl der
Juristen verstärkt werde . Der zweite Antrag , der
nicht materieller , sondern formeller Art ist , wird von
dem Herrn Abg . Zehnter dahin gestellt , daß eine Vor¬
schrift des Entwurfes , der 8 66 , zunächst zur nochmaligen
Prüfung und Beratung an die Kommission des Hohen
Hauses zurückverwiesen werden soll . Ich möchte Sie
bitten , diesen beiden Anträgen , durch welche meiner An¬
sicht nach das Zustandekommen dieses wichtigen Entwurfes
erheblich gefährdet wird , nicht zu entsprechen .

Was insbesondere den ersten Antrag anbetrifft , so
würde die hierin empfohlene Verstärkung der Ehren¬
gerichte und des Ehrengerichtshofes durch weitere juristisch
gebildete Mitglieder in einem entschiedenen Widerspruch
stehen mit demjenigen , was die Aerzte nach den Aeuße -
Mgen ihrer dermaligen Standesvertretungen als der
Wrde und dem Interesse des Aerztestandes entsprechend
"ab auch mit den Interessen der Allgemeinheit im Ein¬
klang stehend erachten . Seither war der Rechtszustand

daß die verschiedenen örtlichen Schiedsgerichte , die
ia nur bei den Aerztevereinen bestanden , ausschließlich

aus Aerzten zusammengesetzt waren , und daß die zen¬
trale Disziplinarkammer , der ärztliche Ausschuß zusammen
mit einem Mitgliede des Ministeriums des Innern , im
wesentlichen nur aus Aerzten bestand , denen bloß ein
juristisches Mitglied als Vorsitzender beigegebeu war .
Nach den mit diesen seitherigen Einrichtungen gemachten
Erfahrungen sind aus der Tatsache , daß in diesen Or¬
ganen die Aerzte an Zahl bedeutend überwogen haben ,
irgendwelche Mißstände so krasser Art , wie sie der Herr
Abg . Schmidt vorhin angeführt hat , nicht entstanden .
Ich kann den Herren , die in den Schiedsgerichten der
Acrztevereine , und in dem Aerztlichen Ausschuß zusammen
mit einem juristischen Mitgliede des Ministeriums ihres
disziplinären Amtes über die Standesgenossen gewaltet
haben , nur das Zeugnis ausstellen , daß sie dies nicht auf
Grund einer einseitigen Auffassung der ärztlichen In¬
teressen , sondern gerecht und billig und unter Berück¬
sichtigung der allgemeinen Interessen unserer öffentlichen
Gesundheitspflege getan haben . Es wäre nun eigen¬
tümlich , wenn man , nachdem mit einer solchen Zu¬
sammensetzung der ärztlichen Standesgerichte bisher im
ganzen gute Erfahrungen gemacht worden sind , nachdem
die Standesvertretungen sich gegen eine mit Vermehrung
des juristischen Elements verbundenen Aenderung aus
guten Gründen ausgesprochen haben , nun bei dieser Ge¬
legenheit plötzlich die Ehrengerichte und den Ehrengerichts -
Hof mit viel mehr Juristen , als dies seither der Fall
war , ausstatten wollte . Ich habe mich überhaupt einiger¬
maßen gewundert , daß man gerade von der Seite , wo man
doch so manchmal die allzu starke Mitwirkung der Juristen
in technischen Fragen bedauert , nunmehr danach ruft ,
es müsse ein derartiges Standesgericht mit einer ver¬
stärkten Anzahl von Juristen besetzt sein . Dazu liegt
meiner Ansicht nach keine Veranlassung vor , und ich
möchte bitten , davon schon deshalb abzusehen , weil an
diesem Punkte wahrscheinlich das ganze Gesetz scheitern
würde ; denn die Großh . Regierung hält es nicht für -

angemessen , den seitherigen Zustand , der im großen und
ganzen befriedigt hat und der auch den Anschauungen der
Aerzte und der ärztlichen Vertretungen entsprochen hat ,
so zu ändern , daß daraus die Aerzte geradezu ein Miß¬
trauen gegen ihr Gerechtigkeit - nnd Billigkeitsgefühl ,
gegen ihre Fähigkeit , eine gerechte und billige Rechts¬
pflege mitauszuüben , entnehmen müßten . Uebrigeus soll
ja nach dem Entwurf im Sinne einer verstärkten Teil¬
nahme der Juristen bei der letztinstanzlichen Ent¬
scheidung derartiger gegen die Aerzte schwebender
Disziplinarfälle ein Schritt weiter geschehen , welcher
wohl ganz im Sinne der Wünsche des Herrn Abg .
Schmidt und derjenigen Herren liegt , die diesen Antrag
mit unterschrieben haben . Seither war in solchen ärzt¬
lichen Standessachen die Disziplinarkammer der Aerzte ,
welche aus einem juristisch gebildeten Vorsitzenden und
im übrigen aus lauter Aerzten besteht , entscheidend , und
im Falle des Rekurses ging die Sache endgültig au
das Ministerium des Innern , in welchem ja ebenfalls
wieder zwei Medizinalreferenten , also Aerzte , zur Ent¬
scheidung herangezogen werden können . In Zukunft
aber soll in letzter Instanz der Verwaltuugsgerichtshof
angerufen werden können ; das ist ja eine Behörde , die jeden¬
falls zur großen Freude des Herrn Abg . Schmidt lediglich
mit Juristen und mit gar keinem Arzt besetzt ist (Heiterkeit ) .
Also hier ist , glaube ich, den Wünschen des Herrn Abg .
Schmidt in vollem Maße Rechnung getragen , und
wenn er sich die Sache nochmals überlegt , und wenn er
bedenkt , daß er mit seinem Antrag das Gesetz geradezu
zu Fall bringen würde , so wird er vielleicht dahin kommen ,
seinen Antrag auf Vermehrung der Juristen in den
Ehrengerichten und in dem Ehreugerichtshofe wieder zu¬
rückzuziehen .
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Zum Zweiten hat dann der Abg . Zehnter eine An¬

zahl sehr interessanter Rechtsfragen zum Gegenstand
seiner Besprechung gemacht . So hoch ich die juristischen
Kenntnisse und das feine juristische Urteil des Herrn
Abg . Zehnter zu schätzen gewohnt bin , so wenig kann

ich doch seinen Ausführungen in diesem Falle beitreten ;
es handelt sich eben hier um ein Gebiet , in welchem der

Herr Abg . Zehnter nach seiner Berufsstellung tätig zu
sein weniger in der Lage ist . Er hat geltend gemacht ,
die Krankenwärter könnten überhaupt nicht als Gehilfen
der Heilpflege angesehen werden , sie hätten lediglich
mit der Bewachung , mit der Fürsorge für die Kranken
und nicht mit irgendwelchen Hilfshandlungen der Heilpflege
zu tun . Schon das möchte ich einigermaßen bezweifeln .
(Abg . vr . Zehnter : Das habe ich auch nicht behauptet .)
Daun bin ich schon beruhigt . Also da habe ich die

Sache mißverstanden ; der Herr Abg . Zehnter ist also
mit mir der Ansicht , daß die Krankenwärter auch Hilfs¬
leistungen bei der Heilpflege auszuüben haben . (Abg .
vr . Zehnter : Wenn sie niedere Heildienste ausüben ,
dann müssen auch Vorschriften vorhanden sein , aber nur
in soweit !) Nun besteht aber die Aufgabe des Kranken¬

pflegers keineswegs lediglich in der äußeren Bewachung
und Fürsorge ; ja auch die bloße Bewahrung eines
Kranken durch den Krankenwärter ist vielfach nichts
anderes als eine Hilfsveranstaltung für die Heilpflege ;
sie dient eben dazu , daß der Heilprozeß gut verlaufe .
Uebrigens steht der Dienst die Krankenwartung auch in¬

sofern in sehr engem Zusammenhang mit der Heil¬
pflege , als der Krankenwärter unserer Erfahrung nach
sehr leicht veranlaßt wird , über die bloße Bewahrung
und Fürsorge und über die rein technischen Handlungen
der Hilfe etwas ' ' hinauszugehen , als wenigstens ein Teil
der Krankenwärter unter Umständen auch dazu über¬

geht , das und das anzuraten oder gar selbständig
zu tun , was geradezu als ein Akt der Heilhilfe selber
erscheint . Besonders von diesem Gesichtspunkte aus ist
es notwendig und zweckmäßig , und das ist auch von
den Organisationen der Krankenpflege , die wir früher
über diese Angelegenheiten gehört haben , anerkannt wor¬
den , daß man ein Mittel in der Hand hat , derartige
Ueberschreitungen in der Berufstätigkeit der Kranken¬
wärter zu verhindern , und zu verhüten , daß nicht zu¬
weilen die Hilfeleistung der Krankenwärter sich geradezu
zu einer Art Konkurrenz der ärztlichen Heilpflege aus -

mächst . Aber nach dieser Erklärung des Herrn Abg .
Zehnter bin ich jetzt beruhigt . Damit fällt das erste
Bedenken weg , das der Herr Abg . Zehnter geltend
machen konnte , wenn auch nach seiner Ansicht die
Krankenwärter wenigstens zu einem großen Teil Hilfs -

Personen bei der Heilpflege sind (Abg . vr . Zehnter : Sie
können es sein , sie sind es zum Teil nicht .) Ich brauche
mich auch übrigens über diese Sache schon deshalb nicht
zu streiten , weil es vom Gesichtspunkte der Zulässigkeit
dieser Regelung überhaupt gar nicht darauf ankommt ,
ob die Krankenwärter Hilfspersonen der Heilpflege sind
oder nicht . Sind die Krankenwärter auch nur teilweise
den Hilfsbediensteten der Heilpflege zuzurechnen , so
fallen sie ja nicht unter die Gewerbeordnung und die

Gewerbeordnung enthält über ihre Berufspflichten keine

Bestimmungen ; deshalb hat alsdann hinsichtlich der

Regelung ihrer Berufspflichten die Landesgesetzgebung
freien Spielraum . Sollten die Krankenwärter aber , wie
der Herr Abg . Zehnter eben ausgeführt hat , ganz oder

teilweise nicht zum Heilpersonal gehören , so wären sie ,
wenigstens nach seiner Ansicht , der Gewerbeordnung unter¬

worfen , da in der Bewahrung der Kranken , in der Für¬
sorge für die ihnen anvertrauten Kranken , wenn ich den

Herrn Abg . Zehnter richtig verstanden habe , die Kranken¬
wärter eine Tätigkeit ausüben würden , die sich als eine
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gewerbliche Tätigkeit im Sinne der deutschen Gewerbe¬
ordnung darstellt . Würde man dies als richtig annehmen
so wäre ebenfalls wieder der Landcsgesetzgebung die
Möglichkeit gegeben , Vorschriften über die Ausübung der
Berufspflichten dieser gewerbsmäßigen Krankenpflege
zu erlassen , denn nach dem Z 1 der deutschen Gewerbe¬
ordnung in Verbindung mit tz 144 , welche Bestimmungen
der Herr Abgeordnete Zehnter für seine Ansicht angeführt
hat , bezieht sich die deutsche Gewerbeordnung und die
darin festgestellte Freiheit des Gewerbebetriebs nur aus
das Rechtsverhältnis der Zulassung zum Gewerbe und
auf die Untersagung eines Gewerbes , die Gewerbe¬
ordnung läßt aber , wie unbestritten ist , der Landesgesetz¬
gebung freien Spielraum darin , hinsichtlich der
Ausübung des Gewerbes für die Ge¬
werbetreibenden diejenigen Vorschriften zu erlassen , die
im öffentlichen Interesse als erforderlich erscheinen .
Auf Grund dieser niemals bestrittenen Auffassung sind
in unserem Lande für eine ganze Anzahl der Gewerbe¬
ordnung unterstehender Betriebe landesgesetzliche Vor¬
schriften erlassen worden , die sich namentlich auf ver¬
schiedene Bestimmungen des Polizeistrafgesetzes gründen ,
z . B . über das Bäcker - und über das Metzgergewerbe ,
über den Betrieb der Schlachthäuser , über die Kranken¬
anstalten und dergleichen .

Nun hat der Herr Abg . Zehnter gefragt , auf welcher
landesgesetzlichen Rechtsgrundlage die Großh . Negierung
im Jahre 1902 dazu kam , solche Vorschriften über di,
Ausübung des Berufs als Krankenpfleger im Wege einer

Verordnung zu erlassen . Da muß ich eben wieder ah
jenes ehrwürdige Gesetz zurückgreifcn , welches vor Hunde »
Jahren erlassen worden ist ( Heiterkeit ) , das ist die M -

dizinalordnung ; diese Medizinalordnung von 1806 sich
nun vor , daß zur Aufgabe der Gesundheitspolizei
auch die staatliche Beaufsichtigung sämtlicher Heil¬
diener durch die staatlichen Sanitütspersonen ( jetzt
die Bezirksärzte und das Ministerium des Jnnerns
gehört und daß diese Aufsicht sich namentlich auch
erstreckt auf die Befähigung , die Zulassung , die Arm

stellung und die Leitung der Krankenwärter , überhaupt
„ aller derjenigen , die nicht nach eigener wissenschaftlicher
Einsicht , sondern allein nach technisch erlernten Regeln
unter Leitung höherer Gesundheitsbeamten zu handeln
haben .

" Diese Bestiinmung der Medizinalordnung gil!

auch noch heute , und weil hier eine Aufsicht der Medizinal¬
beamten über die Krankenwärter vorgesehen ist und sich
ein Bedürfnis ergeben hat , diese Aufsicht etwas genauer
zu regeln , deshalb hat das Ministerium des Innern im

Jahre 1902 die Verordnung über die Beaufsichtigung
des Krankenpflegepersonals erlassen . Ehe diese Verord¬

nung erlassen worden ist , sind übrigens alle wichtigen
Organisationen gehört worden , die sich hauptsächlich mit
der Krankenpflege befassen . Es ist also diesen Körper¬
schaften und Vereinen rechtzeitig Kenntnis von diesen
Bestimmungen gegeben worden . Dabei ist von keiner
Seite ein Widerspruch gegen diese Verordnung er¬

hoben worden ; vielmehr haben sich die betreffenden
Organisationen , auch die religiösen , ausdrücklich damit

einverstanden erklärt . Auch von ihnen wird das , was
in dieser Verordnung hinsichtlich der Beaufsichtigung der
Krankenwärter bestimmt worden ist , für zweckmäßig erachtet
und sie sind bereit , ihrerseits dazu mitzuwirken , daß diese
Bestimmungen zum Vollzug gelangen . Wir haben denn

auch seither keinerlei Anstände bei dem Vollzüge dieserMerade
Vorschriften gehabt . >es Ge

Nun ist ja aber diese Verordnung auch in dem Ge - Gefühl
setzes - und Verordnungsblatt erschienen , und ich bin ilsß,

-

versichert , es hätte sich inzwischen in den vier Jahren chdem

gcwrß ein ansgezeichneter Jurist gefunden , der diese

Verordnung als ungesetzlich bezeichnet und dies nachgewiesen
hätte , wenn sie wirklich ungesetzlich sein sollte . Es hätte
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gewiß auch die Kommission , die in diesem Hohen Hause
. ,ir Prüfung der Verordnungen auf ihre Gesetzmäßigkeit
cingesetzt ist (Heiterkeit ) und die diese Prüfung schon
manchmal in einer Weise ausgeübt hat , daß Reklamationen
bezüglich einzelner Verordnungsbestimmungen stattgefun -
-en haben , sich der Sache angenommen Ich bedaure ,
daß der Herr Abg . Zehnter diese Kommission , die ihres
Amtes Pflichtmäßig waltet (Heiterkeit ) und die schon
mancherlei Ergebnisse im Sinne einer Rektifizierung von
Beiordnungen , die man als ungesetzlich betrachten könnte ,
gezeigt hat , mit so wenig Liebe und mit so wenig Hoch¬
achtung in diesem Hause behandelt hat (Heiterkeit ) .

Es daher schon mit der seitherigen Rechtslage im Ein¬
klang , wenn das Krankenpflegepersonal einer Aufsicht
durch die staatlichen Medizinalbeamte unterworfen ist.
g,,d das Vorhandensein einer solchen Aufsicht entspricht auch
recht eigentlich den Interessen unseres tüchtigen und zum
Teil vorzüglich geschulten Krankenpflegepersonals . Die
Gehilfen der Krankenpflege werden dadurch geradezu in
ihrer Stellung gehoben , und es wird auch durch diese
Aufsicht verhütet , daß das geschieht, was zu einer Wurzel
mancher Uebel bei dem Krankenwartepersonal werden
kann, daß es nämlich in die selbständige Behandlung
übergreife . So hat man es denn , als in diesem Ent¬
wurf zu einer förmlichen Kodifikation der Berufsverhält -
nisie des höheren und unteren Heilpersonals geschritten
wurde , für wünschenswert erachtet , daß in dem Zeitpunkt ,
wo m dieser Weise die letzte Reste der ehrwürdigen
Ruine der Medizinalordnung ( Heiterkeit ) beseitigt werden ,
gleichzeitig auch die Verhältnisse des unteren Personals
der Heilpflege, insbesondere der Krankenwärter , neu ge¬
regelt würden .

- Die Regelung , die unsererseits vorgesehen ist , ist
außerordentlich vorsichtig und greift in keiner Weise in

! die freie Tätigkeit der bewährten Körperschaften , die
dieses Personal ausbilden und leiten , ein : es ist in jeder

l Hinsicht Fürsorge dafür getroffen , daß die Interessen
dieser Körperschaften gewahrt werden . Nach 8 66 des
Entwurfs darf überhaupt ein solches Disziplinarverfahren
gegen ein Mitglied des niederen Heilpersonals , gegen einen

' Krankenwärter »oder eine Krankenwärterin nicht eingeleitet
«erden , ohne daß zuvor die Organe der Körperschaft ,
der die betr Person untersteht , gehört werden ; und es
hat ferner derjenige , der einer derartigen Ordnungsstrafe
(so kann man es nennen , man braucht es nicht Disziplinar¬
strafe zu heißen ) unterworfen wird , ein sehr wirksames
Rechtsmittel , er kann sich mit einer Klage an den Ver -
waltnngsgerichtshof wenden , was er bisher nicht konnte .

Ich möchte daher die Herren im Interesse des Zu¬
standekommens dieses wichtigen und sehr erwünschten
Gesetzeswerkes bitten , ihre Bedenken wieder fallen zu
laßen , ihre Anträge zurückzuziehen und sich demjenigen
anzuschließen , was die Kommission unter Ueberwindung
gewisser Bedenken vorgeschlagen hat . Auch die Negierung
ist ja nicht mit allem , was die Kommission vvrschlägt ,
sachlich vollständig einverstanden ; aber sie hat manche
Bedenken verschluckt, weil sie in erster Linie wünscht ,
daß das Gesetz zustande kommt und daß einmal eine
dauernde und sichere Ordnung auf diesem zur Zeit etwas
dunklen und unsicheren Gebiete geschaffen wird .

Ich spreche daher die Hoffnung aus , daß das Hohe
Haus sich über eine Fassung des Gesetzes einigen werde ,
sicher alle zustimmen können , wenn auch nicht alle
Made mit vollen : Herzen . Durch das Zustandekommen
^ Gesetzes wird meiner Ansicht nach das so wichtige« fühl der Zusammengehörigkeit unter den Aerzten nicht
« ß, sondern auch unter allen denjenigen , die als
Memisch Gebildete oder technisch Vorgebildete an der
Nßen Aufgabe der Heilpflege teilnehmen , durch die
neuen Organisationen gestärkt werden , es wird die Hin -
Mbe an die Erfüllung der Berufspflicht und es wird

auch der feine Sinn dafür , wo die Schranken vorhanden
sind, die der Tätigkeit all dieser Personen im öffentlichen
Interesse gesetzt sind, gehoben werden . Es wird ein
wichtiger Schritt vorwärts sein, wenn wir dieses Gesetz
erlassen haben im Interesse wer für unser Volk so be¬
deutungsvollen Ausbildung der öffentlichen Gesundheits¬
pflege .

Präsident vr . WiIckens teilt mit , daß ein weiterer
Antrag der Abgg . Zehnter , Schmidt , Wittemann und
Gießler eingekommen ist , dahingehend : Die Unterzeich¬
neten beantragen , die Beratung über den Bericht der
Kommission zu dem Entwurf eines Gesetzes, betr . die
Rechtsverhältnisse des Sanitätspersonals , abzubrechen und
den Gegenstand an die Kommission zurückzuverweisen
zur Prüfung der Frage : 1 . ob und wie die Vorschriften
des A 66 des Entwurfs mit der deutschen Gewerbeord¬
nung vereinbar sind, 2 . welche Aenderungen etwa nötig
sind, um den genannten 8 66 mit der Gewerbeordnung
in Einklang zu bringen .

Es erhalten weiter das Wort :
Abg Dr . Frank (Soz .) : Ich darf es vielleicht bedauern ,

sicherlich auch im Namen der übrigen Mitglieder der
Kommission , daß die rechtlichen Bedenken , die heute von -
seiten des Herrn Abg . Zehnter vorgetragen worden sind ,
nicht im Schoß der Kommission zum Bortrag gekommen
sind . Es wäre dem Herrn Abg . Zehnter doch sicherlich
möglich gewesen, irgend einen : seiner Fraktionsgenossen
seine Bedenken anzuvertrauen , und es wäre möglich
gewesen , in Ruhe die Frage zu prüfen , oie heute zur
Erörterung kam . ( Zuruf Äbg . Zehnter : Ich habe den
Bericht heute früh studiert und konnte daher nicht eher
meine Bedenken aussprechen ).

Ich habe nur ausgesprochen , was mein Eindruck ge¬
wesen ist ; jedenfalls ist bedauerlich , daß die Bedenken so
spät gekommen sind und cs ist auch bedauerlich , daß
nicht ein anderes Mitglied auf diese Bedenken gestoßen ist .

Was mich betrifft , so bin ich der Ansicht, daß durch
den Herrn Minister die rechtlichen Ausführungen des
Herrn Abg . Zehnter widerlegt sind . Ich habe keinen
Zweifel daran , daß die Regierung berechtigt ist, die
Frage der Ausübung der gewerblichen Tätigkeit des in
Betracht kommenden niederen Heilpersonals zu regeln ,
und selbst wenn es richtig wäre — ich will das nicht
untersuchen — , daß in der Heilordnung , die im Jahr 1902
erlassen worden ist , Bestimmungen enthalten wären , die
im Widerspruch mit der Gewerbeordnung die Frage der
Zulassung des Personals regeln , selbst dann würde die
Rechtsbeständigkeit des vorliegenden Gesetzes nicht in
Frage gestellt sein . Das vorliegende Gesetz stützt sich
nicht auf jene Heilordnung , sie nimmt nur im allgemeinen ,
ohne die Verordnung anzuführen , darauf Bezug , daß
das Bezirksamt die Disziplinarbehörde des niederen
Heilpersonals sein soll , und über Bestimmungen jener
Verordnung , die im Widerspruch steht zur Gewerbe¬
ordnung , wird das zuständige Gericht , das Oberlandes¬
gericht , Gelegenheit haben , das letzte Wort zu sprechen .
Aber das vorliegende Gesetz wird von dieser Frage nicht
im geringsten berührt ; ich möchte also zunächst darauf
Hinweisen , daß eine Zurückverweisung des Gesetzes an
die Kommission nicht nötig ist, sie hätte nur die Folge ,
wenn auch nicht den Zweck, die Sache zn verschleppen ,
und damit das Zustandekommen des Gesetzes in dieser
Session unmöglich zu machen . (Abg . Obkircher :
Sehr richtig !)

Es ist dann Vonseiten des Herrn Schmidt in materieller
Beziehung einiges vorgetragen worden Ich will mich mit
Rücksicht auf die vorgeschrittene Zeit nur ganz kurz den
einzelnen Punkten zuwenden . Es sind im wesentlichen
zwei Fragen , die er in den Kreis seiner Betrachtungen ge-
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zogen hat . Er müsse anerkennen , daß diejenige Bestim¬
mung , die auf dem vorigen Landtag den Hauptgrund
des Widerstandes gebildet habe , die Bestimmung , daß
eine gemischte Kommission das Verhältnis der Aerzte zu
den Krankenkassen zu regeln hat , aus dem Entwurf weg¬
geblieben ist, er meint aber , es sei versucht worden von
seiten der Regierung , jene verdächtige Vorschrift wieder
in das Gesetz hineinzuschmuggeln , und zwar auf dem
Weg der Standesordnung , die vom Ministerium des
Innern zu erlassen sei . Die Kommission hat nun nach
langer Ueberlegung die Bestimmung gestrichen , daß über¬
haupt eine Standesordnung erlassen werden soll, und
zwar ist man von folgender Erwägung ausgegangen :
Das Gesetzt sieht mit Recht vor , daß ein Ehrengericht
nach freier Ueberzeugung zu urteilen hätte , daß das
Ehrengericht nicht gebunden sei an irgend welche
Standesordnung . Wenn nun nach den Vorschlägen der
früheren Kommission eine Standesordnung unter
Mitwirkung der Volksvertretung zustande gekommen
wäre , dann wäre das Ehrengericht ebenfalls nicht
gebunden gewesen an diese Standesordnung , wenn die
Bestimmungen dieser Standesordnung in Widerspruch
gestanden hätten mit irgend welcher allgemeinen
Anschauung , die zum Inhalt der freien richterlichen
Ueberzeugung geworden wäre . Das Gleiche hätte
gegolten , wenn die Standesordnung Vonseiten des
Ministeriums erlassen worden wäre . Wir waren der
Ansicht, daß , weil die Ansichten innerhalb des Aerzte -
standes über das , was recht und was nicht recht ist, im
Fluß sind , gerade weil manche Erscheinung im
wirtschaftlichen Leben sich zeigt , die von Tag zu Tag
neue Formen des Standesbewußtseins bildet , gerade
deswegen heute , die Zeit nicht gekommen sei, das zu
kodifizieren , was rechtens sei unter den Aerzten , und wir
waren vor allem der Ansicht, daß , nachdem die Gerichte
auf Grund freier Ueberzeugung zu urteilen hätten , keine
Veranlassung gegeben sei , eine besondere Festlegung in
das Gesetz aufzunehmen .

Der andere Stein des Anstoßes , den der Herr Abg .
Schmidt gefunden hat , ist die Zusammensetzung des
Ehrengerichtshofes . Die Regierungsvorlage hat einen
Juristen vorgesehen , die Kommission des früheren
Landtags hat drei Juristen für notwendig gehalten und
wir haben uns schließlich geeinigt auf zwei Juristen ,
ein Mitglied einer Verwaltungsbehörde und ein Mit¬
glied eines Kollegialgerichtes . Es ist nun von seiten
des Herrn Abg . Schmidt hervorgehoben worden , daß
bei dem Vorschläge der Kommission es möglich sei ,
daß die Aerzte allein ohne Zustimmung der
Juristen ein Schuldig aussprechen könnten , und damit
sei die Möglichkeit gegeben , daß einseitige
Standesurteile der Aerzte geschaffen würden ;
besonders gefährlich sei dies in bewegten
Zeiten , in Zeiten , in denen vielleicht der Aerztestand
oder ein großer Teil der Aerzteschaft in Konflikt ge¬
kommen sei mit den : Publikum im allgemeinen oder mit
den Krankenkassen insbesondere

Wir haben nun die Frage geprüft , ob es überhaupt
berechtigt sei , gerade in den Stand der Juristen ein so
besonderes Vertrauen zu setzen , ob es berechtigt sei, unter
allen Umständen gerade bei den Juristen einen Schutz¬
wall zu suchen gegenüber irgend welchen Ausschreitungen ,
die vielleicht das übertriebene Standcsbewußtsein bei den
Aerzten schaffen könnte , und da ist von seiten des Herrn
Abg . Schmidt als abschreckendes Beispiel für die schweren
Folgen des Kommissionsvorschlages auf Sachsen ver¬
wiesen worden , und gerade das hat uns zu denken ge¬
geben . Denn aus Sachsen kommen allerdings manche
Urteile der Standesgerichte , die für unser Empfinden
empörend sind , aber ich frage : Kommen nicht aus den

reinen Juristengerichten aus Sachsen manche Urteile , dsiwir , wenigstens ein großer Teil von uns , nicht v^ ,
stehen ? Und'

wenn nun in Sachsen in den ärm
lichen Ehrengerichten mehr Juristen wären , hätte,wir dann die Gewißheit , daß dann die Urteile nur Wein Haar anders ausfallen würden als jetzt? Wir habe,
nicht diese Ueberzeugung und sind der Ansicht , daß der
Vorschlag der Kommission das Richtige trifft . Wir sich
der Ansicht, daß in den meisten Fällen die zwei Juriste ,
in der Lage sein werden , mindestens einen von de,
Aerzten zu überzeugen , wenn die Anschauungen der
Aerzte und des Laienpublikums sich strikte gegenüber,
stehen, und deswegen halten wir den Vorschlag der Kon,
Mission für das Richtige .
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Mit ausschlaggebend für uns war aber auch, daß die
Vorlage die Neuerung bringt , daß dem Angeklagten dH
Berufung an den Berwaltungsgerichtshof offen gelassen
werde . Das ist eine Bestimmung , die doch eine gewiß,
Gewähr dafür gibt , daß der Ehrengerichtshof sich an di,
Bestimmung der Gesetze hält und sich nicht von allgr
meinen Empfindungen wird hiureißen lassen .

Endlich haben wir erwogen bei der Frage , ob mir
ein Interesse an dem ganzen Gesetz haben : Bringt dem
das Gesetz etwas neues , oder will es nicht vielmehr m
wesentlichen kodifizieren , zum Gesetz machen , was H
schon der tatsächlich bestehende Zustand ist ? Und da haben «,«
uns gesagt , es ist allerdings richtig , daß die Höchststrafen , di,
in dem vorliegenden Gesetz nach den Vorschlägen
Kommission vorgesehen sind . 2000 M . sein sollen ; H
den bisherigen Zustand , der auf Verordnungen basier«,
waren es nur 200 M . Wenn aber die Absicht bestüch
innerhalb der Aerzteschaft , durch Anwendung des Diz
ziplinarverfahrens unbequeme Konkurrenten aus de»
Gebiet der Naturheilkunde unmöglich zu machen , dam
würde auch der jetzige Zustand diese Möglichkeit biete«.
Wenn man einen solchen unbequemen Nalurheilarzt jetzt
drei - oder viermal mit 200 M . bestraft , so wird da?
zuletzt ungefähr aus dasselbe hinauskommen , wie wem
man ihn jetzt einmal hoch bestraft , und man hat i»
Sachsen zweifellos wiederholt den Weg betreten , daß mm
durch mehrere Strafen die Leute mürbe zu machen veo
sucht hat . Es handelt sich ja in den meisten Fällen un>
einen dauernden Zustand , gegen den sich die Aerzt«
wenden . Wenn ein Naturarzt in standesunwürdigei
Verbindung mit einem Kurpfuscher steht, so wird es meiste «?
sich um eine dauernd geschäftliches Verhältnis handeln , fl
daß auch jetzt schon nach der Verordnung der Ausschluß
der als Disziplinarhof fungiert , die Möglichkeit hätte , gegen
derartige Zustände wiederholt einzuschreiten . Wenn wir
also den Gesetzentwurf ablehnen und es bei dem
herigen Zustand belassen würden , so hätten wir nichts
besseres, sondern im Gegenteil unter Umständen etwas
schlechteres, weil der vorliegende Gesetzentwurf in mehl'
facher Beziehung , vor allem in der Berufung an de«
Berwaltungsgerichtshof , Verbesserungen bringt , und
wegen stehen wir auf dem Standpunkt , daß wir die
Annahme des Entwurfes empfehlen . Wir halten es sin
sehr wertvoll , wenn diese Medizinalordnung vom Jahre
1806 endlich mit dem Jubiläumsjahr 1906 aus der
Welt verschwindet . Der Erwägung verschließen wir um
nicht , daß es etwas sehr Bedenkliches hätte , wenn die
Regierung auf die Medizinalordnung von 1906 ihn
Verordnungen gründen würde , und ich bin überzeugt,
daß die Verordnurigen , die erlassen worden sind, sich
nicht auf die Mcdizinalordnung von 1806 gründe «,
sondern auf allgemeine Bestimmungen . Denn wen«
lediglich auf jener Grundlage die Heilordnung gebaut
wäre , so wäre dies , wie ich gern anerkenne , ein fehl
schwankender gesetzlicher Grund und Boden . Ich em¬
pfehle die Annahme des Kommissionsantrags .
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Abg . vr . Zehnter (Zentr .) , zugleich zur Begrün -
des gestellten Antrags auf Rückveriveisung an die

>w»imission : Ich habe selbst gleich bei der Einleitung
nieines Vortrags gesagt , daß es schwierig sei , über die
,trage der Abgrenzung der Befugnisse zwischen der Ge¬
werbeordnung und der Landesgesetzgebungein klares Bild

bekommen, wenn man sich nicht ständig oder wenigstens
Häufig mit dieser Frage befaßt . Ter Herr Minister des
timern hat mir also mit seinen diesbezüglichen Ausfüh¬
rungen nichts neues gesagt. Ich habe auch gleich erklärt ,
jj, lasse mich sehr gern belehren, wenn es möglich ist , von
inten der Regierungsbank die Bedenken zu zerstreuen, die
wir bei der Lektüre des § 66 aufgetaucht sind . Ich muß
über sagen , die Ausführungen , die der Herr Minister -es
tnnern vorgebracht hat , waren nicht geeignet, diese meine
^ denken zu beseitigen . Nach den Ausführungen des
Serrn Ministers des Innern soll sich die Verordnung von
>902 stützen auf den 8 l) der Dienstweisung für die Be
zirksürzte und diese wiederum auf eine Verordnung von
1806. Es ist aber in der Regierungsbegründung zu dem
vorliegenden Gesetzentwurf selbst ausgeführt , daß diese
Rechtsgrundlage eine zweifelhafte sei, und daß es des¬
wegen wünschenswert sei , daß man sich jetzt auf einen ge-
jeizliclstn Boden, auf den vorgeschlagenen § 66, stellt .

Ms aber das Verhältnis des § 66 des Entwurfs
zu der Gewerbeordnung anbelangt , so glaube
ich, ist der Herr Minister mit inir 'im großen und ganzen
bi- auf ganz wenige Punkte einig : Wir sind einig dar
über , daß in der Gewerbeordnung die ärztliche Heilkunde
nur teilweise geordnet ist, daß dagegen in der Gewerbe¬
ordnung nicht geordnet ist der sogenannte niedere Heil-
dimst, und daß infolge dessen in der Landesgesetzgebung
Verstimmungen bezüglich des sogenannten niederen Heil¬
dienstes erlassen werden können . Wir sind , wie es mir
wenigstens scheint, auch darüber einig, daß die .Kranken¬
wärter, die Krankenpfleger unter die Gewerbeordnung
sollen, und wenn der Herr Minister des Innern etwa
dann widersprechen wollte, so wäre ich in der Lage, in der
sich seinerzeit ungefähr Ferdinand Lasalle befunden hat ,
als er vor einem Berliner Gerichtshof dem Staatsanwalt
von Schelling gegenüberstand und ein Buch von dem
Vater Schellings vorlegte und erklärte, er werde den
Zohn Schelling widerlegen durch den Vater Schelling .
sch wäre in der Lage, den Herrn Minister Schenkel zu
widerlegen durch den Geh . Oberregierungsrat Schenkel
Ĥeiterkeit) . Ich habe hier die Gewerbeordnung , her-

ausgegeben von I) r . Karl Schenkel , Geh . Qberregierungs -
mt im Großh . Bad . Ministerium des Innern . Und da
wird auf Seite 49 , wo zu § 6 über die Ausübung der
Heilkunde gesprochen wird , folgendes gesagt:

„Die mit Erwerbsabsicht stattfindende Tätigkeit zur
Verhütung, Beseitigung und Linderung von Krankheiten
l-Heilkunde ) fällt , und zwar auch mit den dabei vorkom -
menden niederen Verrichtungen wegen des dabei obwal¬
tenden höheren wissenschaftlichen und sittlichen Interesses
außerhalb des materiellen Gewerbebegriffs , und zwar so¬
wohl die an Menschen , als die an Tieren geübte Heil¬
kunde.

"

Nun kommt die Stelle :
„ Nicht zur Heilkunde gehört die Darbietung des Rau¬

ens und der Einrichtungen zur Pflege von Kranken , so-
vie überhaupt die Krankenpflege, solveit sie ohne Ueber-
inff in die Heiltätigkeit ausgeübt wird . Wird die Kran¬
kenpflege zu Zwecken des Erwerbes von berufsmäßigen
Krankenpflegern und Krankenpflegerinnen dargeboten , so
6egt ein der Gewerbeordnung unterstehendes Dienstan -
üwtungsgewerbe vor .

"

Der Betrieb des Gewerbes ist aber bekanntlich nach § 1
öer Gewerbeordnung frei .

2351

Nun hat der Herr Mnister des Innern ausgeführt ,
nichtsdestoweniger sei der Landesgesetzgebung das Recht
Vorbehalten, auch in bezug auf - die Tätigkeit der Kranken¬
pfleger Vorschriften zu machckn . Das gebe ich bis zu
einem gewissen Grad zu ; dieses Recht besteht , insoweit es
sich um die öffentliche Gesundheit handelt . So kann
meiner Ansicht nach den Krankenpflegern wohl die Ver¬
pflichtung auferlegt werden, wenn etwa bei einem Kran¬
ken eine ansteckende Krankheit ausgebrochen ist, die zu¬
ständige Behörde zu verständigen. Es kann ebenso dem
Krankenpfleger vorgeschrieben werden, daß er , wenn er
einen Kranken, der an einer ansteckenden Krankheit ge¬
litten hat , in einem Zimmer verpflegt hat , dann nicht An¬
lassen darf , daß Personen dieses Zimmer beziehen , bevor
es nicht desinfiziert worden ist.

Das alles sind Tinge , die sich auf die öffentliche Ge¬
sundheit beziehen und in der Richtung, glaube ich , können
allerdings Vorschriften gemacht werden. Dagegen bin ich
der Meinung , daß keine Vorschriften erlassen werden kön¬
nen darüber , wie sonst im einzelnen, abgesehen von diesen
öffentlichen Interessen , das Gewerbe ausgeübt werden
soll . Ich glaube nicht , daß es mit der Gewerbeordnung
vereinbar ist , daß man ein Gesetz darüber macht , wie hoch
der Schuhmacher die Absätze an den Schuhen zu machen
hat oder wie die Hosen sein niüssen , die der Schneider für
das Publikum macht (Heiterkeit ) . In der Verordnung
von 1902 stehen aber allerdings derartige , in die Behand¬
lung des einzelnen Kranken eingreifende Vorschriften.
Ter 8 1 unterscheidet zwischen der leiblichen Pflege und
zwischen Mitteln , die auf Anweisung des Arztes ange-
wendet werden, also zwischen der eigentlichen Kranken¬
pflegertätigkeit und der Ausübung niederer Heiltätigkeit .
Wenn da z . B . im § 1 gesagt ist : „Zu diesem Zwecke ha¬
ben die Krankenpfleger die hinsichtlich der Pflege der
Kranken vom Arzte getroffenen Anordnungen auf das
gewissenhafteste auszuführen "

, so betrifft das nur die
Pflegetätigkeit und nicht die Ausübung der Heilkunde,
und meines Erachtens können in bezug auf derartige Tä¬
tigkeiten keine Bestimmungen erlassen werden. In Zif¬
fer 1b ist dann gesagt : „Sie haben die Kranken aufmerk¬
sam zu beobachten und dem Arzte über jede wahrgenom -
mene Veränderung im Zustande des Kranken möglichst
genaue, klare Mitteilung zu machen , Reinlichkeit und
gute Luft , auch gehörige Wärme im Krankenzimmer zu
erhalten , die Betten der Kranken von Zeit zu Zeit zu er¬
neuern , bei den unter ihre Aufsicht gestellten Kranken für
die Reinhaltung des Kranken Sorge zu tragen , Speisen
in der gehörigen Zubereitung und Menge zu reichen usw.

"
Das alles ist reine Pflegetätigkeit, die nicht unter den Be-
griff der Ausübung der Heilkunde fällt , und für die des¬
halb meines Erachtens Vorschriften der angeführten Art
nicht erlassen werden können . Mindestens muß die Frage
nach der Richtung geprüft werden, ob es zulässig ist, solche
Vorschriften für freie Krankenpfleger mit Strafandroh¬
ung zu machen .

Der Herr Minister hat gemeint, wenn die Verordnung
v . I . 1902 in Widerspruch mit dem Gesetze stände , so wäre
sie gewiß von der „Aufsuchungskommission "

, die bis jetzt
noch niemals etwas gefunden hat (Heiterkeit) , schon re-
clamiert worden. Ich möchte aber doch darauf Hinweisen ,
daß jahrzehntelang in Baden die Bestimmung über die
Widerruflichkeit der ersten Anstellung der Richter bestan¬
den hat , ohne daß sie reklamiert worden ist . Erst als das
Reichsgericht einmal an die Sache herantippte , hat sich ge¬
zeigt, daß sie nicht zu Reckst bestand . Also darauf kann
man sich nicht verlassen , daß, weil die Kommission die Ver¬
ordnung nicht reklamiert hat , sie deswegen als zu Recht
bestehend angesehen werden muß.

Ich bitte Sie also , den Antrag anzunehmen und die
Sache in der Kommission zu prüfen . Wenn wir das nichr
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tun , und den 8 66 pure annehmen , wie er jetzt voriiegt ,
decken wir damit auch die jetzt bestehende Verordnung von
1902 . Und wenn diese Verordnung nicht rechtsbeständig
ist, so wäre es doch ein neuer blamabler Fall , wenn wir
Verordnungen durch Gesetze decken , ohne uns über die
Frage klar geworden zu sein , ob sie wirklich zu Recht be¬
stehen oder nicht .

Da ich nun das Wort zum zweitenmal habe, will ich
mich nun doch auch zur Frage der Zusammenset¬
zung des Ehrengerichtshoss kurz äußern .

Es hat der Herr Berichterstatter niit Recht ausgeführt ,
daß die Ausgaben des ärztlichen Standes ungeheuer ge¬
wachsen sind in den letzten 30 Jahren .

' Ich will nur Hin¬
weisen aus die große wertvolle und für die gesamte Be-
völkerung so wichtige Tätigkeit in hygienischer Beziehung.
Ich will darauf Hinweisen , welch große Aufgabe dem
Aerztestande erwachsen ist durch die soziale Versicherungs¬
gesetzgebung ; und man darf Wohl auch darauf Hinweisen ,daß infolge der Anregung zum Gebrauch der ärztlichen
Hilfe, die durch diese soziale Versicherung gegeben wird,das Bedürfnis nach Inanspruchnahme der ärztlichen Hilfe
auch in Kreise gedrungen ist , die außerhalb der Versiche¬
rung stehen und bisher sehr selten sich dazu entschlossen
haben, den Arzt aufzusuchen .

Wenn trotz dieser großen Vermehrung der ärztlichen
Aufgaben und der Inanspruchnahme der Aerzte gesagtwerden muß , daß die Aerzte heutzutage wirtschaftlich in
einem schweren Kampfe stehen , so hat auch darauf der
Herr Berichterstatter bereits hingewiesen und hat auch die
Gründe im wesentlichen bereits angeführt . Der Haupt¬
grund dafür ist meines Erachtens der, daß die Zahl der
Aerzte noch in einem viel größeren Maße zugenommen
hat , als das '

Bedürfnis nach ärztlicher Hilfe. Nach dem
Statistischen Jahrbuch des Deutschen Reiches waren im
Deutschen Reiche im Jahre 1893 21 600 Aerzte vorhanden ;im Jahre 1897 , also vier Jahre später, waren es schon24 873, im Jahre 1903 waren es schon 29 987 . Es ergibt
sich ferner aus dem Statistischen Jahrbuch , daß im Jahre1887 noch 34,16 Quadratkilometer und 2916 Einwohner
auf einen Arzt kampn, im Jahre 1003 aber nur noch 18 .3Quadratkilometer und nur noch 1954 Einwohner . Also
sowohl territorial , wie nach der Einwohnerzahl hat der
einzelne Arzt heutzutage nur noch ungefähr die Hälfte
desjenigen Tätigkeitsfeldes , wie er es im Jahre 1887 ge¬habt hat .

Aus dieser Sachlage ist ein schwerer wirtschaftlicher
Kampf hervorgegangen , den der ärztliche Stand zu füh¬ren hat in dem Ringen um seine wirtschaftliche Existenz .Wenn die Aerzte sich da auf die Hinterbeine stellen , so ist
dagegen nichts zu sagen ; es ist ihr gutes Recht, um sicheine angemessene, ihrer Vorbildung , ihrer sozialen Stel¬
lung , ihren Leistungen entsprechende wirtschaftliche Stel¬
lung zu erringen . Nur muß man verlängern daß es mit
Mitteln geschieht, die Billigung verdienen.

Eine besondere Rolle haben — auch das hat der Herr
Berichterstatter schon angedeutet — in dem wirtschaftlichenKampf der Aerzte die Krankenka s s e n gespielt. Das
Krankenversichecungsgesetz vom Jahre 1884 hat den
Grundsatz der freien Aerztewahl aufgestellt. Es hat sichaber bald gezeigt , daß dieser Grundsatz zu Bedenken An¬
laß gab . Es ist die Erscheinung hervorgetreten, daß nichtnur diejenigen Aerzte, die man als die besten ansah , den
größten Zuspruch hatten , sondern auch diejenigen, die
nach dem Rezept des Abg . Stadthageu im Reichstag han¬delten und ihren Patienten nur Beefsteaks und bayerischBier verschrieben . Deshalb gab später der 8 26a der No¬velle den Krankenkassen das Recht, Distriktsärzte oder
Krankenkassenärzte anzustellen, d . h . mit Aerzten Verträge
abzuschließen , wonach ihnen die Behandlung der Versicher¬ten gegen eine gewisse Bauschsumme übertragen wurde.

Da nun aber in der Bewerbung um diese Tätigkeit ei,große Konkurrenz eintrat , so ist es den Krankenkassemöglich gewesen , die ärztlichen Leistungen mit Honorar,zu entlohnen , die in der Tat nicht als angemessen bezHnet werden konnten. Deshalb ist in den Kreisen des äylichen Standes eine Bewegung entstanden , die sich geg,das System der Kassenärzte richtete und wieder den U
nach freier Arztewahl erhob . In diesem Kampf um -freie Aerztewahl hat man dann auch den Ruf erhöh
nach Einführung von Aerztekammern , ärzth
chen Standesordnugen und ärztliche
Ehrengerichten .

Ich will die Vorgänge, die im Kampf um die
Aerztewahl sich abgespielt haben , im Einzelnen n«
ausführen. Wer die Dinge einigermaßen verfolgt
wird zugeben müssen, daß da auf Seiten der An»
Dinge vorgekommen sind, die man lieber nicht geseA
hätte . Die Aerzte sind dabei ausgetreten, wie Arbeitedie um Lohnbedingungen ringen . Sie haben alle Mtz
angewendet , um den Zuzug von Kassenärzten fern §halten . Wie man bei Arbeiterstreiks in sozialdenä
kratischen oder gewerkschaftlichenZeitungen liest : „Strqda und da in der und der Branche , Zuzug fern haltep
so haben die Aerzte in ihren Blättern Aufrufe erlast
in einer merkwürdigen Mischung von Deutsch und Latz
dahin : „ Aerzte , cavete Leipzig ! " Sie haben sertz
wenn sie erfuhren , daß irgend ein Arzt zuzich.wollte in eine Gemeinde , wo die Krankenkasse h
Kampf lag mit dem Aerztetum, Briefe an
Betreffenden geschrieben, etwa des Inhalts „Htz
verehrter Herr Kollege ! Zu unserem lebhaften h!
dauern hören wir, daß Sie geneigt sind , sich in Lei«^als Arzt niederzulasfen und der Krankenkasse Ihre Die«»
zu widmen . Wir appellieren an Ihr Standesbewußtse»
daß Sie diese Ihre Absicht aufgeben usw .

" Man M
Aerzte durch Vorlegung von Reversen zur UnterschrP
daß , im Falle sie im Kampf zwischen Aerzten ui
Krankenkassen sich auf die Seite der Krankenkch
schlagen sollten , sie Konventionalstrafen bis zu 5000 M
unterliegen . Es ist auch in den offiziellen „ Aei»
lichen Mitteilungen" vom 15 . April 1904 ein Art»
erschienen, in dem es heißt : „ Auf zum Streik
und in dem die Distriktsärzte , die gegen die aride
Aerztschaft Stellung genommen hatten, in der heftigft
Weise angegriffen wurden und davon gesprochen will
daß die Aerzte, die sich den Kassen zur Dienstleistm
anboten , Elemente seien, die den Genossen in dr
Rücken fallen ; ihre Handlung wird als ehrlose b
zeichnet, es wird von ihnen gesagt , sie seien di
Bodensatz oes Aerztestandes , Verräter der eigen!
Sache und schmutzige Vertreter eines angesehen«
Standes . Derartige dunkle Ehrenmänner müßt!
gekennzeichnet werden, besonders wenn sie schon etm
auf dem Kerbholz hätten . Aber nicht bloß mit solchMitteln hat man gegen die Aerzte, die auf der ander«
Seite standen, gewirkt, man hat auch die Ehrengericht
gegen sie in Bewegung gesetzt . Es ist schon erwähl
worden, daß, nachdem in Leipzig die Distriktsärzte ihr
Verträge mit der Ortskrankenkasse gekündigt hatten m
von der Kasse sog . beamtete Aerzte einstweilen angestel
worden waren , man diese Aerzte mit allen Mitteln, au
mit dem Mittel des disziplinargerichtlichen Verfahre»
verfolgt hat . Man hat sie verfolgt , und zwar ni<
einen oder zwei, sondern ganze Serien , weil sie di
Mitglieder des sog. Sanitätsvereins behandelten . Abi
nicht bloß im Kampfe gegen die Krankenkassen hat rn«
die Ehrengerichte als Kampfmittel gebraucht, man ha
es auch nach anderer Richtung getan, um eine Anschau
ung durchzusetzen , die zwar die Anschauung der groß»
Mehrheit, aber keineswegs aller Aerzte ist und die auii
nicht überall geteilt wird . Es ist schon gesagt worden.
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daß man z . B gegen Aerzte lediglich deswegen vorge¬
gangen ist , weil sie in einem Naturheilverein einen

populär - wissenschaftlichen medizinischen Vortrag gehalten
haben ; man ist gegen Aerzte vorgegangen deswegen , weil

sie eine gemeinschaftliche Konsultation mit einem anderen
Arzte abgehalten hat , der der Naturheilmethode huldigte .
Man ist schon dann z . B - gegen Aerzte vorgegangen , wenn
an dem Mitglied irgend einer Familie , welches eine

zahnärztliche Operation vornehmen lassen wollte , der

Hausarzt die Narkose vornahm und der Zahnoporateur
kein geprüfter Zahnarzt war . Erst in einer der
allerletzten Nummern einer zahnärztlichen Zeitschrift ,
die mir regelmäßig zugeht , findet sich ein Urteil
dieser Art von dem Leipziger Ehrengerichtshof . Das
sind aber doch merkwürdige Dinge . Es gibt ja
allerdings Zahnkünstler von sehr minderwertiger Art ,
aber es wird nicht bestritten werden können , daß es auch
Dentisten giebt , die zwar nicht als Zahnärzte approbiert
sind , aber gleichwohl hervorragende Leistungen zu ver¬
zeichnen haben . Wie rechtfertigt es sich da , daß man
z. B . gegen einen Hausarzt mit dem Disziplinar¬
gerichtshof vorgeht , weil er bei einem solchen Dentisten
die Narkose leitet ?

Alles das ist meines Erachtens nicht zu rechtfertigen ,
und wer die Rechtsprechung dieser Leipziger Ehrengerichte
in den verschiedenen Richtungen einigermaßen verfolgt
hat, der wird sich des Eindrucks nicht erwehren können ,
-»ß da Sprüche vorgekommen sind , die man nicht billigen
kann , die sich als Entgleisungen darstellen . Deswegen
glaube ich, ist es notwendig , daß wir in Baden dafür
sorgen, daß solche nicht Vorkommen können , und das
kann meines Erachtens nur in der Weise geschehen , daß
man den Ehrengerichtshof so ausgestaltet und ein solches
Stimmenverhältnis bei der Verurteilung verlangt , daß
nicht ausschließlich die Stimmung und die Auffassung
der Aerzte allein entscheidend sein kann .

Die ärztliche Tätigkeit ist doch nicht eine Tätigkeit , die
bloß die Aerzte berührt , sondern es ist eine Tätigkeit ,
die auch das Publikum betrifft , welches die Leistungen
in Anspruch nimmt , und man kann unmöglich zugeben ,
daß lediglich die Aerzte das Recht haben , zu entscheiden ,
unter welchen Anschauungen , Sitten und Gebräuchen
dieses Verhältnis stehen soll . Ich glaube , das Publikum
hat genau so ein Recht mitzusprechen , was Sitte , was
Brauch , was anständig und was unanständig sein soll
in diesem Verhältnis .

Ich bin der Meinung , auch die Aerzte selbst hättet
das allergrößte Interesse daran , daß man ihren Ehren¬
gerichten nicht nachsagt , was man ihnen in Sachsen und
zum Teil in Preußen nachsagt , dtzß sie ein einseitig ge-
handhabtes Mittel seien , um wirtschaftliche Kämpfe gegen¬
über abweichenden Anschauungen auszufechten . Ich muß
gestehen , einem Gerichtshof,der so zusammengesetzt ist,daß darin
nur die Anschauungen der einen Seite zur Geltung

Kommen bei einen Stand , der so sehr in die Oeffenllich -
keit und in das Leben jedes Einzelnen eingreift , einem
solchen Gerichtshof könnte ich wenigstens in aufgeregten
Zeiten , wenn es zu Differenzen zwischen Publikum und dem
Aerztestand gekommen ist , kein Vertrauen entgegenbringen .
Deswegen bin ich der Meinung , daß es im Interesse des
ärztlichen Standes selbst gelegen wäre , daß man im
Ehrengerichtshof neben den vier Aerzten bei 7 Mitgliedern
noch drei andere Leute hereinnimmt , Leute , die nach
ihrer Vorbildung , nach ihrer Stellung den Aerzten eben¬
bürtig sind , die sie also im weiteren Sinne als Standes¬
genossen ansehen können . Das brauchen nach meiner
Meinung nicht gerade Juristen zu sein , oas könnten auch
Professoren , Ingenieure oder Architekten oder sonstige
Leute sein , ich muß nur verlangen , daß es Leute sind
von einer gleichwertigen Vorbildung , von einer gleichen

sozialen Stellung , wie sie die Aerzte selbst einnehmen .
Dann aber kann auch nichts Kränkendes , nichts Verletzendes
für die Aerzte darin liegen , wenn in ihrem höchsten
Ehrengericht drei solche Mitzlieder Mitwirken . Ich will
Sie doch auch auf andere Disziplinargerichte Hinweisen .
Wie ist es denn bei anderen Disziplinarhöfen ? Wie ist
es bei dem Disziplinarhof der Rechtsanwälte ? Dieser ist
in Leipzig beim Reichsgericht konstituiert und setzt sich
zusammen aus drei Rechtsanwälten , drei richterlichen Mit¬
gliedern des Reichsgerichtes und dem Präsidenten des Reichs¬
gerichts als Vorsitzenden . Also dort ist die Zahl der Rechtsan¬
wälte sogar in der Minderheit , und die übrigen Mit¬
glieder sind in der Majorität . Sehen Sie ferner in
das Beamtenrecht und betrachten Sie die Disziplinarhöfe :
Sind denn die immer nur aus Angehörigen der Branche
zusammengesetzt , welcher der betreffende Beamte angehört ?
Das ist dunlaus nicht der Fall .

Es hat sich ja auch gezeigt , daß man nach den Vorgängen ,
wie sie sich in den Jahren 1903 und 1904 namentlich
in Sachsen abgespielt haben , gegen die nur mit Aerzten
besetzten Ehrengerichtshöfe mißtrauisch geworden ist , und
es sind Bewegungen in Preußen , Sachsen und Hamburg
ins Leben getreten , die dahin zielten , daß diese Standes¬
ordnungen aufgehoben oder abgeändert werden müßten .
Diejenigen Staaten aber , die noch keine Aerzteordnung
hatten , haben sich davor gescheut . Mit Ausnahme von
Hessen , wo neuerdings , glaube ich , ein Gesetz zustande
gekommen ist, sind alle Vorlagen , die die Regierungen
gemacht haben , um eine solche Standesordnung einzu¬
führen , nicht zustande gekommen . Die vorgeschlagenen
Aerzteordnungen sind dort gescheitert entweder daran , daß
man die Standesordnung durch Gesetz festgelegt haben wollte ,
oder daran , daß man eine Zusammensetzung des Ehren¬
gerichtshofs verlangte , die eine Garantie dafür bietet ,
daß auch in aufgeregten Zeiten die Leidenschaft des
Kampfes nicht die Oberhand gewinnt . Und da man sich
über diese Bedingungen nicht einigen konnte , sind die
betreffenden Gesetze nicht zustande gekommen .

Ich glaube deshalb , wir hätten allen Anlaß , uns
davor zu hüten , Hierlands ein Instrument den Aerzten
in die Hand zu geben , welches so gehandhabt werden
kann , wie die Ehrengerichte in Sachsen gehandhabt
worden sind . Ich will nicht behaupten , daß in den
gegenwärtigen ruhigen Zeiten mit diesen Ehrengerichten
ein unrichtiger Gebrauch gemacht würde . Ich habe zu
unseren Aerzten das Vertrauen , daß die Sache jetzt
vielleicht ganz gut laufen würde . Es ist ja jetzt auch
das Verhältnis mit den Krankenkassen durch die Ein¬
führung der ärztlichen Kontrollkommission usw »
momentan ganz befriedigend , soviel ich unterrichtet bin ,
geregelt . Aber die Tatsache steht doch auch fest , daß
vor zwei Jahren auch in Baden ein Aerztestreik statt¬
gefunden hat . Und was in Zukunft wieder kommt , das
wissen wir nicht . Einstweilen ist das Verhältnis zwischen
den Aerzten und den Krankenkassen reichsgesetzlich noch
nicht geregelt . Es soll ja geregelt werden , aber ob diese
Regelung zustande kommt und wie sie zustande kommt ,
das wissen wir nicht , und wir wissen deshalb auch nicht ,
ob nicht über kurz oder lang sich die Situation wieder
dermaßen verschärft , daß ein Kampf entsteht , und daß
man dann in diesem Kampfe das Mittel der ärztlichen
Ehrengerichte dazu benützt , um in diesem Kampfe Sieger
zu bleiben gegenüber einer Anschauung , die nicht den
Anschauungen der Aerzteschaft entspricht .

Deswegen habe ich das allergrößte Bedenken ,
diesen Ehrengerichtshof mit einer solchen Zu¬
sammensetzung anzunehmen , wie er nach den
Beschlüssen der Kommission zusammengesetzt
ist , und ich möchte Sie dringend bitten , daß Sie ,
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wenn Sie Wert darauf legen , daß die Aerzteord -
nung eine breite Zustimmung findet , die Anträge,
die der Herr Abg . Schmidt gestellt hat , annehmen.
Ich will aber nochmals erklären, damit es nicht aus¬
sieht, als ob hier etwas für die Juristen herausgeschlagen
werden sollte , daß ich für meine Person gar keinen Wert
darauf lege , daß diejenigen Personen , die neben den
Aerzten in diesem Ehrengericht zu fungieren haben, Ju¬
risten seien . Wenn Sie es wünschen , können Sie meinet¬
wegen auch Professoren oder irgendwelche Angehörige
eines anderen gebildeten Standes Hineinsetzen. Wesentlich
ist mir nur das , daß in diesen Gerichten auch das nicht¬
ärztliche Element vertreten ist, und zwar in einem Maße ,
daß mindestens die Zustimmung eines nichtärztlichen
Mitgliedes notwendig ist, um eine Verurteilung herbei¬
zuführen . (Lebhaftes Bravo im Zentrum und in der
Mitte .)

* Karlsruhe, 9 . Juli . 27 . öffentliche Sitzung
Ersten Kammer . Tagesordnung auf Donnei
tag den 12 . Juli 1906 , vormittags '/s 10 Uhr :

1 . Anzeige neuer Einläufe .
2 . Beratung des Berichts der Budgetkominission zu de>

summarischen Nachweisung über den Fortgang des Cisenbakwbaues in den Jahren 1904 und 1905 und den hierfür aus Rii-tcln der Eisenbahnschuldentilgungskasse bestrittenen Aufwand
Berichterstatter : Geheimerat Hansell .

3. Beratung des Berichts der Petitionskommission über di»
Petition der Stadtgemeinde Neustadt, um Aufhebung de»Entfernungszuschlags für die Zahnradstrecke der ganzen Hz, ,
lentalbahn betreffend . Berichterstatter : Geheimer Kommen
zienrat Reiß .

4 . Beratung des mündlichen Berichts der Kommission ftz
Eisenbahnen und Straßen über die Petition der Gemeind,
L-t. Blasien und Anderer , um Erbauung einer Bahn St . Bla,
sien—Rheintal betreffend . Berichterstatter : Geheimer Kann
merzienrat Sander .

Hierauf wird abgebrochen .

Schluß der Sitzung um ^ 2 Uhr nachm .

* Karlsruhe, 10 . Juli . 121 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Mittwoch,
den 11 . Juli 1906 , vormittags 9 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Beratung des Berichts der Sonderkommission Wer den Ent¬

wurf eines Gesetzes , betreffend die Rechtsverhältnisse des Sa¬
nitätspersonals ( Aerzteordnung ) , ( Drucksache Nr . 61 ) , sowie
über die die aus diesem Anlaß an die Kammer gerichteten Peti¬
tionen ( Drucksache Nr . 61u ) . Berichterstatter : Abg . Reb¬
mann . ( Fortsetzung. )

5. Beratung der Berichte der gleichen Kommission über:
и . die Petition der Stadt Meersburg in Verbindung M

den Petitionen der Gemeinden Stetten , Riedetsweiler)"
Baitenhausen , Daisendorf , Kippenhausen, Immenstaad
Hagnau und Konstanz, die Erbauung einer Eisenbahn von
Uhldingen nach Meersburg ;

b . die Petition der Stadt Stockach und 39 weiterer Gemein,
den, Fortsetzung der Eisenbahn von Frickingen übn
Owingen nach Stockach ;

c . die Petition der Gemeinden des Deggenhauser Tals u»
Herstellung einer Verbindungsbahn Mimmenhauscn-
Pfullendorf ;

ä . die Petition des Eisenbahnkomitees Sohl um Herstellungeiner Bahn von Frickingen über Herdwangen—Ach-
Linz—Pfullendorf ;

e . die Petition des Gemeinderats Aach und 79 anderer U
meinden , die Verbindung der Bodenseebahn mit !«
Schwarzwaldbahn Engen—Wahlwies— Espasingen best ;

к. die Petition der Stadtgemeinde Stockach und einer Lu
zahl Gemeinden aus dem Amtsbezirk Stockach , MeßkM
und Ueberlingen , Fortsetzung der Bahn von Nenzinge»
nach Engen betr . ;

g. die Petition einer Anzahl Gemeinden aus dem AmtW
bezirk Engen und Konstanz, Erbauung einer normal-
spurigen Lokalbahn von Singen über Hilzingen nach
Thengen betr . ( Randenbahn ) ;

k . Petition einer Anzahl Gemeinden aus dem Amtsbezir!
Konstanz, die Gewährung eines Zuschusses zur Erbauung
einer Bahn von Radolfzell nach Oehningen betr . (Höri,
bahn ) . Berichterstatter für u.—k . : Freiherr von
S t o tz i n g e n.

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zwesten Kammer : vr . Otto Wallt -
Druck und Verlag der G - Braun schen Hosbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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